
JUNI 2021 ISBN 978-3-9524874-8-8

36
FOKUS DER
UNIVERSITÄT
LUZERN
FESTREFERATE DER
PROREKTORINNEN UND PROREKTOREN AN 
DEN DIES ACADEMICI 2014-2020

HERAUSGEBER
PROF. DR. MARKUS RIES 
PROF. DR. MARTIN BAUMANN
PROF. DR. MARTINA CARONI
PROF. DR. ALEXANDER H. TRECHSEL
PROF. DR. REGINA E. AEBI-MÜLLER

REKTORAT

LUZERNER UNIVERSITÄTSREDEN



IMPRESSUM

Herausgeber
Rektor der Universität Luzern

Herausgeberbeirat
Dekane der Fakultäten 

Redaktion
Dr. Markus Vogler

Gestaltung
Daniel Jurt

ISBN 978-3-9524874-8-8

Juni 2021

Publiziert mit freundlicher Unterstützung von 
Prof. Dr. Peter von Moos 



36

REKTORAT

LUZERNER UNIVERSITÄTSREDEN

FOKUS DER
UNIVERSITÄT
LUZERN
FESTREFERATE DER
PROREKTORINNEN UND PROREKTOREN AN 
DEN DIES ACADEMICI 2014-2020

HERAUSGEBER
PROF. DR. MARKUS RIES 
PROF. DR. MARTIN BAUMANN
PROF. DR. MARTINA CARONI
PROF. DR. ALEXANDER H. TRECHSEL
PROF. DR. REGINA E. AEBI-MÜLLER





Inhalt
Bruno Staffelbach, Rektor	
Vorwort� 7

Markus Ries
Vierhundert Jahre Bologna-Rreform� 8

Martin Baumann
Ungenannt oder unbedeutend?
Zur gesellschaftlichen Relevanz geistes- und
sozialwissenschaftlicher Forschung� 14

Martina Caroni
Borderline Decisions –
Entscheidungen an der Grenze� 22

Alexander H. Trechsel
Forschung in der digitalen Welt� 30

Regina E. Aebi-Müller
Triage auf Intensivstationen –
Gedanken einer Rechtswissenschaftlerin� 37

Autorenverzeichnis � 44

Titel früherer Universitätsreden� 45



6



7

Vorwort

Es war am 10. Februar 2020, nachmittags am Arbeitsplatz eines lokalen Mit-
arbeiters der Subdelegation des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes 
(IKRK) in Bogasola am Ostufer des Tschadsees. Draussen war es warm, win-
dig und wolkenlos. Im Raum war es düster, eng und stickig. An einer dunklen 
Wand reflektierte im Licht einer Lampe ein weisses Papier mit folgendem 
Text:

Ignorance + Pouvoir = Dictature
Ignorance + Religion = Terrorisme
Ignorance + Liberté = Chaos
Ignorance + Argent = Corruption
Ignorance + Pauvreté = Crime
L’ignorance est la racine de tout mal.
L’éducation est la clé.

Selten ist mir so deutlich bewusstgeworden, wie wichtig Wissen und wie 
bedeutsam Wissenschaft für ein gutes Leben sind. Macht, Ideologien und 
Freiheit, Geld, Armut und Bildung, ein gutes, gesundes und erfüllendes 
Leben: dies sind Herausforderungen, die für uns an der Universität Luzern 
relevant sind. Ob Plan oder Zufall: als humanwissenschaftliche Universität ist 
die Universität Luzern genau so aufgestellt wie es sie braucht. Sie fokussiert 
Menschen und ihre Institutionen wie sie glauben und hoffen, denken und 
reden, regeln und kooperieren, entscheiden und handeln und wie sie gesund-
bleiben und gesundwerden wollen. 

Dieser humanwissenschaftliche Fokus und die Überzeugung, dass Wissen-
schaft ein gutes Leben bezweckt, weil ein Leben mit Wissen besser ist als ein 
Leben ohne Wissen, kommen in den Festvorträgen der Prorektorinnen und 
Prorektoren der Universität Luzern an den Dies Academici der letzten Jahre 
deutlich zum Ausdruck.

Ich danke meinen akademischen Kolleginnen und Kollegen der Universitäts-
leitung für ihre Bereitschaft, ihre Vorträge für die vorliegende Publikation zur 
Verfügung zu stellen. Vor allem aber danke ich ihnen für ihr unermüdliches 
Engagement in der akademischen Selbstverwaltung, für ihre freundschaftli-
che Kollegialität in der Universitätsleitung und für alle ihre Pläne, Projekte 
und Programme, um die Universität Luzern als humanwissenschaftliche Uni-
versität zu positionieren, zu entwickeln und zu profilieren.

Bruno Staffelbach, Rektor
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Vierhundert Jahre Bologna-Reform

Ansprache zur Feier des Dies Academicus der Universität Luzern am
6. November 2014

Prof. Dr. Markus Ries, Prorektor Universitätsentwicklung

Bologna! Angehörige von Universitäten verbinden seit zwanzig Jahren mit 
dem Namen dieser Stadt erst im zweiten Anlauf schöne Gedanken an Sonne 
und Emilia Romagna; zuerst steht er als Chiffre für eine große, anfänglich 
höchst kontrovers diskutierte Studienreform. Der Zusammenhang ergibt sich 
aus dem Ort, an dem im Jahr 1999 eine «Gemeinsame Erklärung der Europäi-
schen Bildungsminister» unterzeichnet wurde. Für meine Interpretation ent-
scheidend ist ein Satz ungefähr in der Mitte des Textes: «Insbesondere müssen 
wir uns mit dem Ziel der Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit des europäischen Hochschulsystems befassen» (Müller 2012, 273). Vom 
«europäischen Hochschulsystem» ist hier die Rede, ein Begriff, der offenbar 
mit Absicht im Singular steht. Vor Augen steht ein gedachter kontinentaler 
Hochschulverbund, der in einem globalen Kontext konkurrenzfähig sein soll. 
Hier die Vereinigten Staaten, deren Spitzenuniversitäten auch im Jahr 2020 
im Shanghai «Academic Ranking of Wold Universities» immer noch 15 der 
ersten 20 Plätze belegten - dort die aufstrebenden Wissenschaftsregionen in 
Asien. Es ist die Vision von einem «Universitätsplatz Europa», der durch freie 
Mobilität der Studierenden in jeder Phase ihres Studiums geeint und gestärkt 
wird. Möglich machen soll es ein einheitlicher Studienaufbau mit semester-
weise abgelegten Teil-Schlussprüfungen. Leistungen werden vergleichbar 
bewertet und dargestellt in einer Art Einheitswährung, deren Elemente fast 
schon bescheiden «credit points» heißen, nicht etwa: «asset points». Die 
Mobilität soll eine Art Binnenmarkt erzeugen und es möglich machen, dass 
die Studierenden sich in Richtung der besseren Universitäten bewegen. Stär-
kung nach außen durch Wettbewerb in Inneren, so die Idee: Gute Universitä-
ten ziehen gute und viele Studierende an, sie wachsen und gedeihen, während 
schwache Universitäten noch schwächer werden, verkümmern und ver-
schwinden; denn ihnen soll es nicht länger möglich sein, Studierende mit pro-
prietären Regelungen an sich zu fesseln. Wie in jedem Wettbewerb brauchen 
Konsumentinnen und Konsumenten Transparenz und müssen geschützt sein 
gegen unlautere Machenschaft und Dumping. Daher darf nur Studienange-
bote auf diesen «Markt» werfen, wer zertifiziert und akkreditiert ist.

Die Umstellungen des Bologna-Prozesses wirkten einschneidend und sie 
waren papier- und dateivermehrend. Manche wollten darin schon etwas noch 
nie Dagewesenes erblicken. Weit gefehlt! Der Versuch, ganz Europa mit einer 
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einheitlichen Studienarchitektur zu überziehen, ist bereits der zweite seiner 
Art, nicht einmal das Motiv der Konkurrenzfähigkeit ist neu. Auch wenn die 
Prozesse unterschiedlich verliefen und Epochen sich fundamental unterschei-
den: Ein Vergleich ist reizvoll. Die erste, rein oberflächliche Beziehung schaf-
fen die Jahreszahlen. Der aktuelle europäische Hochschulraum ist in einem 
feierlichen Akt am 19. Juni 1999 begründet worden. Die beteiligten Bildungs-
minister und Verantwortlichen – acht Frauen und 23 Männer – haben mit 
dem Ort und, wohl unbewusst, auch mit der Jahreszahl eine historische 
Beziehung hergestellt. Am 8. Januar 1599 und damit schöne, runde 400 Jahre 
vor «Bologna» ließ Pater Claudio Aquaviva Societatis Jesu, der fünfte General 
dieses Ordens, für alle Jesuitenkollegien in Europa eine neue, einheitliche Stu-
dienordnung publizieren: die «Ratio atque Institutio studiorum Societatis 
Jesu». Damit veränderte und vereinheitlichte er die Rechtsgrundlage für das 
Studium an den damals rund drei Dutzend Jesuitenkollegien, deren Zahl sich 
in den nachfolgenden Jahren vervielfachen sollte. Einrichtungen dieser Art 
existierten in allen katholischen Territorien Europas, von Danzig bis Brügge, 
von Lissabon bis La Valletta. Geschaffen war eine moderne Ordnung, die 
übernational und überkulturell einen einheitlichen Bildungsraum begrün-
dete. Ein Kraftakt war es schon damals, möglich dank Feindschaft und Kon-
kurrenz zwischen großen Kulturräumen, die als Ergebnis der Konfessionali-
sierung des 16. Jahrhunderts entstanden waren. In protestantischen Städten 
hatte die Verankerung der Reformatorinnen und Reformatoren in der huma-
nistischen Tradition bewirkt, dass Bildungsanstrengungen erste Priorität 
genossen und rasch eine große Zahl hoher Schulen und Universitäten ent-
stand. Mit einigen Jahrzehnten Rückstand zog die «altgläubig»-katholische 
Seite nach. Wer in der kulturellen und weltanschaulichen Rivalität mithalten 
wollte, war angewiesen auf spezifisch geformte Bildungseliten. Nach Auffas-
sung der Zeit galt es, sie unter eigener Aufsicht zu unterrichten und sie regel-
recht weltanschaulich zu disziplinieren. In dieser Situation erwies es sich als 
Fügung, dass im Jahr 1534 in Paris unter Leitung des 1491 geborenen baski-
schen Adeligen Íñigo López de Oñaz y Loyola eine Gruppe von sieben gebil-
deten Männern zu einer neuartigen religiösen Vereinigung zusammenfand. 
Ihre Absicht war zunächst die Mission im Osmanischen Reich mit dem Ziel, 
Angehörige des Islam zum Christentum zu bekehren. Grundlage bildete eine 
neue Konzeption des geistlichen Lebens, entwickelt aus persönlichen Erfah-
rungen und Krisen des Ignatius. Gebet und Askese beruhten auf sorgfältig 
strukturierten Prozessen von Einkehr und Meditation, von angeleitetem Dia-
log und Selbstreflexion. Spirituelles Wachstum und Entscheidung für ein reli-
giöses Leben dieses Zuschnittes erforderten Selbstkontrolle und Einübung - 
ein «exercitium spirituale», wie der frühere Offizier Ignatius es bezeichnete 
und wie es bis heute heißt. Solche Anleitung zum religiösen Leben traf das 
Bedürfnis der Zeit: 1539 formte Ignatius aus der Gruppe eine feste Priester-
gemeinschaft, die «Compañía de Jesús», und im Jahr darauf erhielt er für sie 
die kirchliche Anerkennung. Ein Wachstum in geradezu atemberaubender 
Geschwindigkeit setzte ein: 1556 zählte der Orden 1000 Mitglieder, 1750 waren 
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es 22‘000. Die Satzungen sahen ein kompromissloses Regime vor: Aufnah-
men erfolgten erst nach strenger Selektion, Gehorsam wurde gefordert, kon-
trolliert und durchgesetzt. Bewerber, die den hohen Anforderungen nicht 
gewachsen waren, hatten keine Chance, die Selektionshürden zu bestehen.

Die Pläne mit der Islam-Mission erwiesen sich als undurchführbar, und so 
wandte sich die Gesellschaft den frühen Übersee-Kolonien und der Schule zu. 
Mission, Seelsorge an Fürstenhöfen und vor allem Bildung wurden zu ent-
scheidenden Aktionsfeldern. Den Rückstand gegenüber den Territorien der 
Reformation suchte man gleichsam «von oben nach unten» aufzuholen. Als 
Kaderschulen für die Kirchen nördlich der Alpen führte die Gesellschaft Jesu 
in Rom ab 1551 das Collegium Romanum (seit 1873 «Pontificia Università Gre-
goriana») und zusätzlich ab 1552 das Priesterseminar Collegium Germanicum 
(1580 erweitert zum «Collegium Germanicum et Hungaricum»). Bischofsan-
wärter und Konvertiten, namentlich solche aus Fürstenhäusern, erhielten hier 
eine umfassende, konkurrenzfähige Bildung, welche sie für die Stärkung der 
katholischen Sache vorbereitete und sie zugleich in der Spiritualität des Igna-
tius verankerte. Nach dem gleichen Muster richteten katholische Landesher-
ren hohe Schulen ein und engagierten dafür ihrerseits die Jesuiten. Deren 
«collegia» bestanden aus einem Gymnasium mit darauf aufbauenden höhe-
ren Studienangeboten, dazu gedacht, weltliche und geistliche Exponenten zu 
formen und die katholisch gebliebenen Territorien kulturell zu einen. Den 
gesellschaftlichen Verhältnissen entsprechend handelte es sich um exklusive 
Männer-Einrichtungen: Männliche Studenten - männliche Lehrer - männli-
che Leitungspersonen.

Gleich wie der Orden selbst, so sollten auch die Schulen erfolgreich sein dank 
straffer Organisation und einheitlicher Ausrichtung. Unmittelbar nach seiner 
Wahl 1581 nahm General Claudio Aquaviva das Projekt der Schaffung einer 
einzigen, allgemein verbindlichen Konzeption für die Studiengänge an Jesui-
tenkollegien an die Hand. Er ließ Erhebungen anstellen, Entwürfe erarbeiten 
und Schulversuche durchführen. Nach mehreren Anläufen lag 1599 das 
Ergebnis vor: eine überall anwendbare Studienordnung war geschaffen. Im 
ersten Teil enthielt sie Muster für Gliederung und Organisation der Schulen 
sowie Verhaltensregeln für die Inhaber der einzelnen Funktionen. Auch die 
Amtsführung des Rektors und sein persönliches Benehmen waren genau vor-
gegeben – eine von oben gegebene Reglementierungs- und Kontrolldichte, 
welche der Rektorin oder dem Rektor der Universität Luzern im 21. Jahrhun-
dert glücklicherweise erspart bleibt. Der zweite Teil enthielt die Studienord-
nung mit Vorschriften zur Klassenorganisation, zur Stoffverteilung, zu den 
Examina, zur Gestaltung der Wochenpläne und zu den Lehrbüchern. Die 
Grundausbildung am Gymnasium diente zunächst dem Erwerb von Sprach-
kenntnissen in Latein und Griechisch, in späteren Semestern folgten Lektüre-
übungen und Unterricht in weiteren Fächern. Das Konzept von Lehre und 
Lernen war leistungsorientiert und auf die Besten ausgerichtet. Ihrer Förde-
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rung sollten insbesondere Ranglisten und öffentliche Preisverleihungen für 
Spitzenschüler am Ende des Studienjahres dienen. Schon damals glaubten 
viele Beteiligte allen Ernstes, damit den Lerneifer zu steigern und die Erfolgs-
aussichten zu stärken. Auszeichnungen, welche auf subjektiven Beurteilungen 
beruhen, oder Ehrungen, welche sich eingespielten Netzwerken verdanken, 
haben jedoch eine andere Primärwirkung: Sie produzieren Sieger und Ver-
lierer. Damit erzeugen sie innerhalb einer Gruppe prinzipiell Gleicher künst-
lich Ungleichheit. Schon vormoderne Akteure dürften dies bemerkt haben, 
ohne sich allerdings davon anfechten zu lassen; denn die Epoche der Aufklä-
rung stand erst bevor und ihre Ideale waren noch nicht formuliert. 

Eine Höhere Schule der beschriebenen Art gründete im Jahr 1574 auch die 
Luzerner Regierung; es war die Vorgängerinstitution dieser Universität und 
zugleich des Gymnasiums am Alpenquai, welche beide bis Anfang des 20. 
Jahrhunderts organisatorisch verbunden blieben und von einem einzigen 
Rektor gemeinsam geleitet wurden. Es bedurfte einiger Anstrengungen, ehe 
sich die Gesellschaft Jesu für das Projekt gewinnen ließ. Erst als die Regierung 
zusicherte, ein eigenes Schulgebäude, ein Wohnhaus und eine passende Kir-
che bereit zu stellen und regelmäßige Einkünfte zu garantieren, kam die 
Gründung voran – ausschlaggebend war schon damals die Hilfe privater 
Sponsoren. Mit der «ratio studiorum» von 1599 wurde Luzern in den großen 
Bildungsraum des katholischen Europa integriert. Dies geschah mitunter 
gegen den Widerstand von Betroffenen; denn den Familienvätern genügte es 
meist, dass ihre Söhne nur einen Teil der vier Studienjahre absolvierten. Sie 
sollten eine rudimentäre Grundbildung erhalten und sich danach möglichst 
rasch einträglichen Beschäftigungen zuwenden (Studhalter 1973, 415). Auf 
diese Weise unterliefen die Luzerner die Standard-Studienordung elegant und 
kostensparend. So jedenfalls klagten die ersten Rektoren in ihren «litterae 
annuae», den regelmäßig zu erstattenden Berichten an die Ordensoberen. Ein 
zweites Problem schuf der häufige Wechsel bei den Professoren. Es handelte 
sich um eine intendierte Konsequenz der einheitlichen Studienordnung. Sie 
ermöglichte es den Ordensoberen, ihre Lehrkräfte jederzeit frei und über alle 
Grenzen hinweg zu versetzen. Solches war notwendig, um die ordensinternen 
Vorgaben der «cautela circa missiones in universum» zu erfüllen und jede 
Familiarisierung der Jesuiten mit den Menschen an ihren Einsatzorten zu ver-
meiden. Elitäres Selbstverständnis vertrug sich nicht mit Seelsorge auf Augen-
höhe; die Patres waren dazu bestimmt, zu missionieren und für geschlossene 
Reihen zu sorgen. Um dem Ideal Nachachtung zu verschaffen, beließen die 
Oberen die Professoren jeweils nur für drei oder vier Jahre in einem Kolle-
gium und versetzten sie danach an einen anderen Ort. Für das Studium ent-
standen keine Probleme; denn Stoffpläne, Lehrmittel und (an den oberen 
Abteilungen) selbst die Unterrichtssprache waren überall gleich. Umso stär-
ker fiel die soziale und menschliche Seite ins Gewicht. Der dauernde Wechsel 
hatte zur Folge, dass auch in Luzern lediglich eine Minderheit des Lehrkör-
pers aus Einheimischen bestand; denn zur Oberdeutschen Provinz der Jesui-
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ten gehörten neben der Schweiz auch Tirol, Vorarlberg und Bayern. Die 
Regierung bekam die Folgen zu spüren, als im Jahr 1610 eine umfangreiche 
Klageschrift auf ihren Tisch gelangte. Die Verfasser beschwerten sich unter 
anderem darüber, dass die Jesuiten sich bereicherten, dass sie nur in besser 
situierten Häusern Seelsorgedienste leisteten, dass sie rücksichtslos Privile-
gien einforderten und etwa auf dem Markt stets die besten Fleisch- und Fisch-
stücke für sich beanspruchten. Ins Auge fällt der fünfte Punkt: «Item wyl sy 
vast all schwaben und frembde, so spürt man auch von inen wenig liebe, willens 
und affections gegen unser nation und vatterland, den effectum haben man gse-
hen in der schulprocedur und der ußtheilung der praemiorum» (Sieber 2005, 
208). Obwohl die Vorwürfe ohne Absenderangabe unterbreitet wurden, tra-
ten die «Gnädigen Herren und Oberen» darauf ein. Heute, nachdem Unter-
tanen zu Bürgerinnen und Bürgern geworden sind, gälte solches als Förde-
rung des anonymen Denunziantentums und damit als bedenklich. Immerhin 
taten die Ratsherren, was man von einer guten Regierung erwarten darf, und 
sie stellten sich schützend hinter die angefeindeten Professoren.

Der länder- und kulturübergreifende, freilich konfessionsspezifische Bil-
dungsraum erfüllte im frühneuzeitlichen Europa die ihm zugedachte Funk-
tion: Es gelang, in den Oberschichten ein verbindendes katholisches Selbst-
verständnis zu verankern. Die Studienordnung blieb für 174 Jahre in Geltung, 
was gemessen an der Lebensdauer heutiger Ordnungen und Reglemente eine 
beachtliche Zeitspanne darstellt. Das Ende kam im Jahr 1773, als Papst Cle-
mens XIV. die Aufhebung der die Gesellschaft Jesu verfügte. Sie beendete 
auch die Geltung der Studienordnung von 1599 und hatte damit einen gravie-
renden Traditionsbruch zur Folge.

Kulturübergreifende europäische Bildungsräume im Interesse kollektiver 
Konkurrenzfähigkeit – einmal nach dem Muster der Bologna-Erklärung, ein-
mal durch die «ratio studiorum». Historisch liegen beide meilenweit ausein-
ander: auf der einen Seite ein autoritär durchgesetztes, weltanschaulich-reli-
giöses Interesse in vormodernen, männlich bestimmten, ungleichen 
Gesellschaften, auf der anderen Seite die Herausforderungen, welche die glo-
balisierte Ökonomie für die Hochschulbildung darstellt. Dennoch ist der Ver-
gleich erhellend: Beide Vereinheitlichungsinitiativen wurden von oben nach 
unten in Gang gesetzt und nicht etwa von den Akteurinnen und Akteuren an 
den Universitäten selbst ersonnen, und beide wirkten spürbar und rasch. An 
ihre Grenzen stieß die «ratio studiorum», als sich im 18. Jahrhundert neue 
Wissenschaftskulturen entwickelten; denn die Jesuitenkollegien waren nicht 
in der Lage, sie angemessen zu integrieren die notwendigen Reformen auf den 
Weg zu bringen.

Vergleiche aktueller mit früheren Erfahrungen erfordern Zurückhaltung, 
doch Einsichten sind allemal zu gewinnen. Universitäre Bildung ist auf wis-
senschaftliche Forschung ausgerichtet, weshalb sie nach deren Ansprüchen zu 
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gestalten ist. Dennoch wurde Hochschulbildung auch schon aus ganz anderen 
Motiven gefördert – produktiven oder problematischen: In der Frühen Neu-
zeit war das Ziel weltanschaulich-konfessionelle Disziplinierung, in späteren 
Epochen ging es etwa um nationale Profilierung, gesellschaftliche Integration, 
ideologische Konditionierung oder Steigerung der wirtschaftlichen Wettbe-
werbsfähigkeit. Das Beispiel der international vereinheitlichten Studienord-
nung zeigt, dass Universitätsförderer gleiche Instrumente auch zu unter-
schiedlichen Zwecken nutzen konnten. Solche Koinzidenz kann sensibilisieren 
für die wirklich entscheidende Tatsache: Wissenschaft hat ihr Ziel in sich 
selbst - sie steht im Dienst des Erkenntnisfortschritts.
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Ungenannt und unbedeutend? 
Zur gesellschaftlichen Relevanz 
geistes- und sozialwissenschaftlicher 
Forschung
Ansprache zur Feier des Dies Academicus der Universität Luzern am
5. November 2015

Prof. Dr. Martin Baumann, Prorektor Forschung

Die Geistes- und Sozialwissenschaften sollen an den staatlichen Universitäten 
verkleinert, reformiert, teils abgeschafft werden. Neustudierende sind zu 
motivieren, sich stärker in den Natur-, Technik- und Ingenieurswissenschaf-
ten einzuschreiben. Geistes- und Sozialwissenschaften sind gesellschaftlich zu 
wenig relevant, zu teuer und tragen zu wenig für gute Platzierungen in inter-
nationalen Hochschulrankings bei.

Die Rede ist hier nicht von der Schweiz und jüngsten politischen Reform-
ideen. Die Rede ist von Japan. Der Bildungsminister Shimomura Hakubun 
hatte in einer Direktive im Juni 2015 die Universitäten aufgefordert, ihr Ange-
bot geistes- und sozialwissenschaftlicher Studien umzuorganisieren oder 
abzuschaffen.1 Der Aufschrei in der japanischen und weltweiten Fachwelt war 
entsprechend gross. Als Gründe für das drastische Streichungsvorhaben 
nannte die Regierung Strukturprobleme vieler Universitäten und angeblich 
unumgängliche Sparmassnahmen. Kritiker interpretierten die Vorgabe der 
konservativen Regierung als eine Form, sich der kritisch denkenden Geistes- 
und Sozialwissenschaftler zu entledigen. 

Die Verhältnisse Japans sind bislang nicht auf die Schweiz übertragbar, zu 
unterschiedlich sind die geschichtlichen und gesellschaftlichen Kontexte. 
Jedoch wird auch mitten in Europa die gesellschaftliche Relevanz der Geistes- 
und Sozialwissenschaften immer wieder in Frage gestellt, wenn auch bisher 
nicht so drastisch wie im ostasiatischen Raum wird. 

Hält man einen Moment inne, so muss dieser Vorwurf überraschen. Viele der 
in den Geistes- und Sozialwissenschaften verhandelten Themen sind gesell-
schaftlich und medial omnipräsent und prägen aktuelle Debatten: Zuwande-
1	  Siehe dazu unter anderem Jeff Kingston, Japanese University Humanities and Social Sciences Programs 
Under Attack, in: The Asia-Pacific Journal, 13, 39, 1, September 28, 2015 (http://japanfocus.org/-Jeff-Ki ngston/4381/
article.html, Zugriff 22.10.2015) und Patrick Zoll, Japans Hochschulen im Umbruch, in: Neue Zürcher Zeitung vom 
5. Oktober 2015.
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rung und Einwanderungsstaat, Nationalismus und neue Grenzzäune, Mythen 
staatlicher Legitimierung und Macht, Wissensgesellschaft und globalisierte 
Wirtschaft, soziale Folgen der Energiewende, Bildung sowie Herausforderun-
gen kultureller und religiöser Vielfalt. Die Themen sind gesellschaftspolitisch 
höchst relevant, teils brisant. Hingegen gelten die Fachgebiete und Wissen-
schaften, die diese Themen bearbeiten, in der Öffentlichkeit und teils auch in 
der Politik als wenig nützlich, wenn nicht gar als entbehrlicher Luxus. Wie ist 
es dazu gekommen, worin begründet sich diese Diskrepanz zwischen hoher 
Relevanz der Themen und Irrelevanz der sie bearbeitenden Wissenschaften? 
Damit einher geht die Frage, wer in der massenmedial informierten Gesell-
schaft für den Bereich des Forschens und Forschungsleistungen steht. For-
schung soll hier knapp als methodisch kontrollierter Weg zu neuem Wissen 
und Erkenntnisgewinn verstanden sein.

Einige Probleme der Geistes- und Sozialwissenschaften sind ohne Frage haus-
gemacht. Sie präsentieren sich als scheinbar unübersichtliche Vielfalt an 
Fächern, betonen Fachgrenzen, bemühen sich oft wenig um Vermittlung 
ihrer Forschungsergebnisse nach aussen, forschen eher individuell als im Ver-
bund. Kritiker bringen dies auf den Punkt: Geisteswissenschaften forschen in 
Fächern, Naturwissenschaften an Problemen. 

Damit ist zugleich ein weiteres Thema benannt: Die Deutungshoheit in 
Sachen Forschung, der Kernaufgabe der Universität, ist eindeutig zugunsten 
der Natur- und Technikwissenschaften verrückt. Die Messbarkeit ihrer For-
schung, die exakte Methodik, belastbare Resultate und Verwertbarkeit gelten 
in Öffentlichkeit und Politik als Massstäbe für Wissenschaft und Forschung. 
Damit nicht genug: Im Zuge der Ökonomisierung der Universitäten werden 
diese Massstäbe zunehmend auf die übrigen Wissenschaften übertragen. Iro-
nie des Schicksals ist jedoch, dass in der breiten Öffentlichkeit die Methodik, 
die mathematischen Formeln und die gewonnenen neuen Forschungser-
kenntnisse etwa der Quantenphysik, Nanotechnik oder Biowissenschaften 
vermutlich nur wenige nachvollziehen können. Angefügt sei zudem, dass bei 
weitem nicht alle naturwissenschaftlichen Forschungen gesellschaftlich rele-
vant sind. Neben hochkomplexen Forschungen in theoretischer Mathematik 
oder Astrophysik, die kaum auf Anwendung steuern, freut sich der interes-
sierte Laie beispielsweise da schon zu lesen, dass aufgrund raffinierter Metho-
dik erwiesen ist, dass Hundeflöhe höher und weiter springen als Katzenflöhe.2 
Als stolzer Besitzer eines mittelgrossen Hundes mag dies noch von Relevanz 
für meine Familie und Besucher sein. Über die weitere gesellschaftliche Rele-
vanz des Forschungsresultats können die Meinungen jedoch auseinander 
gehen. 

2	  M.C. Cadiergues, C. Joubert, M. Franc, A comparison of jump performances of the dog flea, Ctenocephalides 
canis (Curtis, 1826) and the cat flea, Ctenocephalides felis felis (Bouché, 1835), in: Vet Parasitol. 92, 1, 3, 2000, S. 
239-241.
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Darstellung von Forschung in den Medien
Die gesellschaftlich zugeschriebene Deutungshoheit der Naturwissenschaften 
in punkto Forschung zeigt sich auffallend in den Medien. Einschlägige 
deutschsprachige Tages- und Wochenzeitungen stellen neue Forschungsre-
sultate auf Themenseiten wie «Wissen», «Technik und Forschung» und «Wis-
senschaft» vor. Viel und Neues erfahren wir hier über medizinische, biologi-
sche oder physikalische Forschungen. Ihnen schreiben die Redaktionen einen 
Aufmerksamkeitswert und damit Bedeutung zu. So ist zum Beispiel nun das 
Rätsel in der Quantenphysik geklärt, das Albert Einstein seinerzeit etwas 
unscharf als die «spukhafte Fernwirkung» von zwei Quantenteilchen bezeich-
nete. Das verschränkte, einander beeinflussende Verhalten von zwei räumlich 
weit entfernten Elektronen widersprach den Annahmen der Speziellen Rela-
tivitätstheorie. Ein internationales Forscherteam hat nun mit einer ausgeklü-
gelten Methodik zeigen können, dass «das unsichtbare Band zwischen den 
Elektronen tatsächlich existiert». Einstein hatte mit der «spukhaften Fernwir-
kung» also Recht, eine nachvollziehbare Erklärung für die Fernwirkung steht 
aber weiterhin aus.3 Ein Erfolg für die Wissenschaft, für den interessierten 
Laien ist das Resultat aber dennoch etwas unbefriedigend. Ein Rätsel bleibt 
zugleich, warum diese und viele weitere naturwissenschaftliche Resultate im 
Wissenschafts-Diskurs der Öffentlichkeit als gesellschaftlich relevant angese-
hen werden. Im Geisteswissenschaftler lässt dies ketzerische Fragen aufkom-
men: Vielleicht wird paradoxerweise gerade dasjenige mit Bedeutung belegt, 
was letztlich unverstanden bleibt?

Festzuhalten ist, dass in den Medien-Rubriken «Wissen» und «Wissenschaft» 
fast ausschliesslich Themen wie Weltraum, Medizin, Mensch & Technik und 
Natur zur Sprache kommen. Hier findet Forschung statt, auf der Grundlage 
vermeintlich ‹harter› und ‹zählbarer› Fakten. Themen wie Kultur, Gesell-
schaft, Geschichte oder Politik fehlen in den Wissens-Rubriken, abgesehen 
von gelegentlichen archäologischen ‹Sensationen›. Dies ist zuerst einmal eine 
nüchterne Problemanzeige. Der Forschungsbegriff ist in den Medien – und 
dies ist für die öffentliche Wahrnehmung zentral – für Technik, Natur- und 
Lebenswissenschaften reserviert.4

Auffallend ist zudem, dass in der Medienberichterstattung über Forschungs-
resultate der Geistes- und Sozialwissenschaften der Begriff der «Forschung» 
nicht verwendet wird. Überdies tauchen Forschungen und Analysen aus den 
Geistes- und Sozialwissenschaften allenfalls in den Rubriken «Feuilleton», 
«Politisches Buch» oder «Bundes aus aller Welt» auf. Feuilleton als zugewie-
sener Platz ist rasch assoziiert mit Schöngeistigem, teils auch schwer Ver-
ständlichem und stilistisch Anspruchsvollem. 
3	  Manfred Lindinger, Quanten auf dem Prüfstand. Einsteins Spuk hat ein Ende, in. Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, Rubrik Wissen, vom 22.10.2015 (http://www.faz.net/aktuell/wissen/physik-chemie/quanten-auf-dem-pruefs-
tand-einsteins-spuk-hat-ein-ende-13870785-p2.html?printPagedArticle=true#pageIndex_2, Zugriff 23.10.2015).

4	  Beispielsweise berichtet die FAZ in ihrer Rubrik «Wissen» zu den Themen Nobelpreise, Weltraum, Medizin, 
Natur, Mensch & Gene, Erde, Physik & Chemie, Klima und Garten. Spiegel online berichtet in der Rubrik «Wissen» 
zu Mensch, Natur, Technik, Weltall und Medizin.
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Um ein Beispiel zu geben: Die aufschlussreiche Untersuchung zum Wandel 
Schweizerischer Ernährungs- und Einkaufsgewohnheiten der Historikerin 
Eva Maria von Wyl wird in der Zeitungsrubrik ‹Politisches Buch› vorgestellt. 
Von Wyl zeigt auf, wie nach dem zweiten Weltkrieg in der Schweiz der soge-
nannte ‹American Way of Life› rasch zum neuen gesellschaftlichen Leitbild 
avancierte. Fertiggerichte und Tiefkühlprodukte, nicht mehr Eingekochtes 
und Saisonales, bestimmten die Essgewohnheiten. Der Kühlschrank wurde 
als [Zitat] «Selbstbedienungsladen in ihrer Küche» bezeichnet. Diesen füllte 
die Frau durch den nur noch einmal wöchentlichen Grosseinkauf in Gottlieb 
Duttweilers Migros. Die Einkaufslandschaft änderte sich rasant, ebenso Vor-
lieben und Gewohnheiten von Schweizer Bürgern und Bürgerinnen. Bezeich-
net werden die instruktiven Analysen als ‹Studie› und ‹konzise Konsumge-
schichte›, auffallend jedoch nicht als Forschung.

Viele solcher Beispiele finden sich in der medialen Vorstellung zu geistes- und 
sozialwissenschaftlichen Arbeiten. Die dort geleisteten Forschungen bleiben 
als solche ungenannt. Schätzungsweise 90 Prozent an Berichten in Printme-
dien behandeln Themen naturwissenschaftlicher Forschung. Dass diese For-
schung damit als wichtig für Gesellschaft und für technischen und medizini-
schen Fortschritt gilt, ergibt sich allein durch den ihr medial zugeschriebenen 
Aufmerksamkeitswert. 

Forschung und Moderne
In dieser gesellschaftlichen Hochschätzung der Natur- und neu der Lebens-
wissenschaften spiegeln sich nach meiner Interpretation alte Versprechen der 
Moderne. Mit den rasant zunehmenden technischen Erfindungen und medi-
zinischen Errungenschaften des 18. und insbesondere des 19. Jahrhunderts 
war die Moderne die Chiffre einer neuen Zeit. Sie war die Zeit der Aufklä-
rung, der Vernunft, des Rationalen und Machbaren. Sinnbild für den Fort-
schritt waren die gross inszenierten Weltausstellungen, die die technischen 
Höhenflüge feierten. 1851 setzte London den Beginn mit dem Meisterwerk des 
Crystal Palace, der grossen Halle aus Glas und Eisen. Ihm folgte auf der neun-
ten Weltausstellung 1889 in Paris der Eifelturm: Monumentales Eingangspor-
tal zur technischen Leistungsschau und Erinnerung an die Französische 
Revolution ein Jahrhundert zuvor. Fortschritt, Optimismus und der Weg in 
eine bessere, nicht mehr religiös, sondern rational begründete Gesellschafts-
ordnung bestimmten Zukunftsperspektiven industrieller Staaten. 

Die Geisteswissenschaften waren in dieser Zeit ins Hintertreffen geraten, 
Fortschritt war mit den Naturwissenschaften verbunden. Als eine Antwort 
darauf entstanden im 19. Jahrhundert evolutionistische Stufenmodelle gesell-
schaftlicher, religiöser und kultureller Entwicklung. Gleich wie in den Natur-
wissenschaften basierten die populären Denkmuster des kulturwissenschaft-
lichen Evolutionismus eines Auguste Comte oder James George Fraser auf 
scheinbar exakten Gesetzen, Theorien und empirischer Grundlage. Die frü-
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hen Soziologen und Anthropologen orientierten sich bewusst am physika-
lisch-biologischen Methodenapparat.5 Spätestens hier wird das zuerkannte 
Primat der Natur- und Technikwissenschaften zur Beschreibung und Erklä-
rung der modernen, arbeitsteiligen Gesellschaft greifbar. 

Dem Glauben des unaufhaltsamen Fortschritts durch die stets neuen Erfin-
dungen der Naturwissenschaften setzte der erste Weltkrieg jäh ein Ende. 
Nicht Aufklärung und Fortschritt, sondern millionenfaches Leid aufgrund 
neuer Kriegstechniken und Nationalismus, zeigten sich als Kehrseite moder-
ner Errungenschaften. 

Die Orientierung an den zahlenbasierten Methodiken der Naturwissenschaf-
ten blieb für verschiedene im 20. Jahrhundert institutionalisierte Wissen-
schaften leitend. Augenfällig ist dieses nicht nur bei den zumeist quantitativ 
basierten Forschungsdesigns der Psychologie, sondern auch beim Aufstieg 
der Sozialwissenschaften in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Gesell-
schaftliche Bedeutung errangen Soziologie und Politikwissenschaften mit 
teils gross angelegten Umfragen zu Gesellschaftsthemen und mit Politikbe-
ratung. 

Die Orientierung am Methodenapparat der experimentellen Naturwissen-
schaften soll hier nicht positiv oder negativ gewertet sein. Vielmehr ist damit 
der Hinweis verbunden, wie stark die Ausrichtung an bestimmten Methoden, 
mathematischen Modellen und ‹Daten› weit über die engeren naturwissen-
schaftlichen Disziplinen der Physik, Chemie, Astronomie und Biologie hin-
ausgeht. Der kurze Rückblick ist selbstverständlich lückenhaft und auf Europa 
begrenzt, die Entwicklung wesentlich vielschichtiger. 

Zur Bedeutung der Geistes- und Sozialwissenschaften
Die historische Rekonstruktion versuchte aufzuzeigen, wie und warum ein 
gesellschaftlicher Glaube an die Nützlichkeit von mathematischen Modellen, 
quantitativen Methoden und damit vermeintlich ‹harten› und ‹zählbaren› 
Fakten entstanden ist. Viele geisteswissenschaftliche Disziplinen folgen die-
sen methodologischen Fundierungen gerade nicht, weswegen sie im Kontext 
des Primats der Naturwissenschaften unter Irrelevanz-Verdacht gestellt wer-
den. Mit dem Verdacht fehlender Relevanz werden auch ihre Forschungen als 
für die Gesellschaft nicht wichtig und damit unbedeutend marginalisiert. 
Folge davon ist, dass Medien über diese Forschungen kaum berichten, ihnen 
ein Aufmerksamkeitswert abgesprochen wird. 

Welche Argumente sprechen trotz dieser ernüchternden Diagnose für eine 
gesellschaftliche Bedeutung der Geistes- und Sozialwissenschaften? Der Phi-

5	  Dazu etwa Hans-Joachim Koloß, Der ethnologische Evolutinismus im 19. Jahrhundert. Darstellung und Kritik 
seiner theoretischen Grundlagen, in: Zeitschrift für Ethnologie, 111, 1986, S. 15-46 und Gerhard Schlatter, Evolutio-
nismus, in: Handbuch religionswissenschaftlicher Grundbegriffe, Band 2, hg. von Hubert Cancik et al., Stuttgart 
1990, S. 385-393.
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losoph Odo Marquard bestimmte die Aufgabe der Geisteswissenschaften als 
Korrektiv und Kompensation für sogenannte «Modernisierungsschäden». 
Die Schäden, die im Zuge der Produktivität moderner Naturwissenschaften 
entstanden seien, würden Geisteswissenschaften durch ihre «Sensibilisie-
rungs- und Orientierungsgeschichten» kompensieren.6 Schon Wilhelm Dil-
they hatte um 1900 im Gegensatzpaar von Erklären und Verstehen versucht, 
den Geisteswissenschaften mit dem Verstehen, demnach dem Beschreiben, 
Nachvollziehen, Erleben, eine methodologische Grundlage und Berechtigung 
angesichts der Dominanz der Naturwissenschaften zu geben. Geisteswissen-
schaftler und -wissenschaftlerinnen erlebten und vollzogen intuitiv nach, 
Naturwissenschaftler forschten. 

Solche Selbstbegrenzung halte ich für zu bescheiden und kontraproduktiv. 
Ich sehe vielmehr die Bedeutung der Geistes- und Sozialwissenschaften in 
den gesellschaftlichen Bereichen kritischer Analyse und neue Lösungsoptio-
nen aufzuzeigen. Die Forschungen analysieren erstens kritisch, mit welchen 
Strategien Macht, Prestige und Rang gesellschaftlich errungen, verteidigt und 
in Frage gestellt werden.7 Sie rekonstruieren zweitens, wie Ideen und 
geschichtliche Ereignisse in der Gegenwart interpretiert und politisch ver-
wendet werden. Das Jahr 2015 bot für die Schweiz mit den Daten 1315 (Schlacht 
bei Morgarten), 1415 (Eroberung des Aargaus), 1515 (Schlacht bei Marignano) 
und 1815 (Wiener Kongress) reichlich Anschauungsmaterial für Interpretatio-
nen von politischer und historischer Seite.8 

Geistes- und Sozialwissenschaften analysieren drittens ebenso Begründung 
von Ungleichheitsverhältnissen und Gewalt. So zeigte Kirchenhistoriker Prof. 
Markus Ries etwa auf, dass die Gewalt an den Heimkindern in kirchlich 
geführten Anstalten im Kanton Luzern nicht entgegen christlicher Ethik, son-
dern in der seinerzeitigen katholischen Pädagogik, Strafverständnis und  
«ausgeprägte[r] Körper- und Sexualfeindlichkeit in der katholisch geprägten 
Erziehung» begründet war.9 Für die Aufarbeitung der Missstände, die öffent-
liche Entschuldigung und Konsequenzen für die Zukunft war die Forschung 
grundlegend. 

6	  Odo Marquard, Philosophie des Stattdessen, Stuttgart 2000, S. 32.

7	  Siehe exemplarisch John Akude et al., Politische Herrschaft jenseits des Staates: Zur Transformation von 
Legitimität in Geschichte und Gegenwart, Wiesbaden 2011.

8	  Siehe Thomas Maissen, Fakten und Fiktionen, Mythen und Lektionen. 1315, 1415, 1515 und 1815 – vier Schwei-
zer Jahrestage, in Neue Zürcher Zeitung, 4. Januar 2015, (http://www.nzz.ch/feuilleton/fakten-und-fiktionen-my-
then-und-lektionen-1.18453743, Zugriff 30.10.2015) sowie das Buch von Maissen, Geschichte der Schweiz, Baden 
2011. Eine gegensätzliche Interpretation der historischen Daten und Ereignisse gibt Peter Keller, Mythos und Wahr-
heit, in: Die Weltwoche, 1, 2015 (http://www.weltwoche.ch/ausgaben/2015-01/mythos-und-wahrheit-die-weltwo-
che-ausgabe-012015.html, Zugriff 30.10.2015).

9	  Markus Ries, Sieben Thesen zur Gewalt in Luzerner Erziehungsheimen, Luzern 12. September 2012, Zitat S. 
1, These 3 (https://www.unilu.ch/fileadmin/fakultaeten/tf/professuren/kigesch/dok/Hinter_Mauern_Sieben_The-
sen.pdf, Zugriff 30.10.2015). Ausführlich dazu Markus Ries, Valentin Beck (Hg.), Hinter Mauern. Fürsorge und Ge-
walt in kirchlich geführten Erziehungsanstalten im Kanton Luzern, Zürich 2013.
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Viertens, schliesslich, analysieren Geistes- und Sozialwissenschaften gesell-
schaftlich zugeschriebene Bedeutungen etwa wie relevant, nützlich und unbe-
deutend, überflüssig. Für die Bewertung von Wissenschaften und Ausbil-
dungswegen trifft dieses elementar zu. Ausgeblendet wird dabei für die 
Geistes- und Sozialwissenschaften, eben den an der Universität Luzern ange-
botenen Studienoptionen, dass Absolventen und Absolventinnen der Kultur- 
und Sozialwissenschaften nach zwei Jahren zu 98,9 Prozent fest im Arbeits-
markt etabliert sind. Eine Zahl, die höher ist als bei allen Absolventen anderer 
Studiengänge.10

Die Geistes- und Sozialwissenschaften sind darüber hinaus relevant, um 
unterschiedliche gesellschaftliche Entscheidungs- und neue Lösungsoptionen 
begründet darzulegen. Beispielsweise zeigten die Luzerner Politikwissen-
schaftler Prof. Joachim Blatter und Dr. Andrea Schlenker in ihren Forschun-
gen auf, dass eine doppelte Staatsbürgerschaft die Schweizer Demokratie 
nicht, wie von bestimmten Parteien befürchtet, gefährdet. Vielmehr sind 
«Doppelbürger politisch aktiver und fühlen sich mit der Schweiz verbunde-
ner als in der Schweiz lebende Ausländer» so ihr Fazit.11 Weitere Forschungs-
ergebnisse, die für politische Entscheide eine wissenschaftliche Basis liefern, 
zeigen Lösungsoptionen zu Themen wie bspw. Einbürgerung und Integration, 
Islam und Muslime, rechtliche Fragen um elterliches Vertretungsrecht oder 
um Sponsoring von Arzneimittelstudien. Viele weitere Resultate mehr könn-
ten hier angeführt werden. 

Schluss
Ich komme zum Schluss. Der Vortrag hat versucht zu zeigen, dass die Öffent-
lichkeit und Medien den Bereich akademischer Forschung weit überwiegend 
den Natur-, Technik- und Lebenswissenschaften zuschreiben. Forschungen 
der Geistes- und Sozialwissenschaften tauchen allenfalls im Feuilleton auf. 
Hinter der Hochschätzung naturwissenschaftlicher Forschung in der Öffent-
lichkeit vermute ich das Fortwirken alter Moderne-Versprechen von Fort-
schritt und Entwicklung hin zu einer besseren Welt. Der Vortrag argumen-
tierte schliesslich, dass geistes- und sozialwissenschaftliche Forschungen 
gerade in ihren gesellschaftlichen Analysen und dem Erarbeiten von Lösungs-
optionen relevant und damit nützlich sind.

Wichtig scheint mir für die Geistes- und Sozialwissenschaften, die hohe 
Bedeutung des Aufmerksamkeitswerts in der massenmedialen bestimmten 
Gesellschaft ernst zu nehmen. Es gilt, die eigenen Forschungen stärker in die 
Öffentlichkeit zu tragen und sichtbar zu machen. Notwendig ist, besser zu 
kommunizieren und die empirische Fundierung besser in den Vordergrund 

10	  Informationsbroschüre der Kultur- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät, 2015.

11	  Joachim Blatter, Andrea Schlenker, Doppelbürger sind kein Risiko, in Neue Zürcher Zeitung, 23. September 
2015. Siehe ausführlich Andrea Schlenker, Joachim Blatter, Conceptualizing and evaluating (new) forms of citizens-
hip between nationalism and cosmopolitanism, in: Democratization, 2014, 21, 6, S. 1091-1116.
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stellen. Eine stärkere interdisziplinäre Zusammenarbeit und Verbundfor-
schung über Fachgrenzen hinweg erscheinen mir auch angezeigt. 

Der Vortrag begann mit der Skizze, dass in Japan die Geistes- und Sozialwis-
senschaften abgeschafft werden sollen. Im Zuge ökonomischer Engpässe sind 
in den Jahren zuvor schon drastische Kürzungen erfolgt, so dass Japan nun-
mehr den geringsten Betrag aller OECD-Länder für Bildung bereitstellt. 
Japanische Regierungen übersehen damit jedoch die direkte Verbindung von 
Bildungsförderung und Wirtschaftswachstum. Darauf weist die Bildungsöko-
nomie in ihren Forschungen eindrücklich hin.12 Es ist daher zu fordern, dass 
andere Regierungen prioritär und berechenbar in Bildung investieren, um 
Wirtschaftswachstum und Wohlstand zu fördern.

12	  Eric A. Hanushek, Ludger Wössmann, The Knowledge Capital of Nations. Education and the Economics of 
Growth, Cambridge MA. 2015 und Ludger Wössmann, Bildung schafft Wohlstand, in: Neue Zürcher Zeitung, 21. 
Oktober 2015, S. 29. 
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Borderline Decisions – Entscheidungen 
an der Grenze1

Ansprache zur Feier des Dies Academicus der Universität Luzern am
2. November 2017

Prof. Dr. Martina Caroni, LL.M. (Yale), Prorektorin Lehre und Internationale 
Beziehungen

Es ist mir sowohl eine grosse Ehre, als auch eine grosse Freude, Ihnen heute 
einige Gedanken und Überlegungen zum Thema «Borderline Decisions – Ent-
scheidungen an der Grenze» vorstellen zu dürfen.

Das Stichwort «Borderline Decisions» wird im Allgemeinen nicht unmittelbar 
mit einer juristischen Fragestellung in Verbindung gebracht. Vielmehr wird 
das Thema mit medizinischen und ethischen Fragen assoziiert. Wenn ich 
heute und hier von «Borderline Decisions» spreche, so tue ich das aber mit 
Blick auf einen juristischen Kontext, nämlich in Bezug auf das Ermessen von 
Staaten bei Entscheidungen an der Staatsgrenze. Dabei handelt es sich um ein 
Thema, das einerseits von grösster gesellschaftlicher und politischer Aktuali-
tät ist. Andererseits weist es völkerrechtliche, menschenrechtliche sowie mig-
rationsrechtliche Aspekte auf und vereinigt somit meine verschiedenen Lehr- 
und Forschungsgebiete in einem einzigen Thema. Die dem Begriff «Borderline 
Decisions» inhärente Ambiguität passt zudem in hervorragender Weise auf 
die zu behandelnde Thematik: So geht es um Fragen, die einerseits staatliche 
Entscheide an der Grenze betreffen, sich andererseits aber auch im Grenzbe-
reich von Recht und Politik bewegen.

1. 	 (Staats)Grenzen
Politische Grenzen – Staatsgrenzen – umfassen das Hoheitsgebiet eines Staa-
tes. Sie sichern die territoriale Integrität und markieren das Ende der territo-
rialen Hoheit des einen und den Anfang der territorialen Hoheit eines ande-
ren Staates. Zwar werden politische Grenzen erst seit dem Ende des 
Mittelalters systematisch gezogen – was mit der Entstehung einer moderne-
ren, auch territorial wahrnehmbaren Staatlichkeit zu tun hat –, doch finden 
wir bereits von alters her einzelne Beispiele für Grenzziehungen. Diese Bei-
spiele verdeutlichen denn auch eindrücklich, was heute noch der Zweck von 
Grenzen ist, nämlich die Abgrenzung und der Schutz des Hoheitsgebietes von 
Staaten. Mit Grenzen ist zudem seit je die Idee verbunden, dass sie fremde 
1	  Der vorliegende Text wurde als Festvortrag am Dies Academicus der Universität Luzern vom 2. November 
2017 vorgetragen. Sowohl der Vortragsstil als auch der Vortragstext von 2017 wurden beibehalten, Hinweise auf in 
der Zwischenzeit eingetretene Entwicklungen sind in den nachträglich hinzugefügten Fussnoten vermerkt.
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bzw. unerwünschte Personen vom Staatsgebiet fernhalten bzw. ihre Einreise 
kontrollieren und kanalisieren sollen. Ab und zu wird der Grenzverlauf in der 
Natur durch Grenzsteine, Zäune oder Mauern gekennzeichnet. So wurden 
bereits in der Antike zum Zwecke der Fernhaltung unerwünschter Personen 
bzw. der Kontrolle der Einreise zuweilen Grenzmauern erstellt. Man denke in 
diesem Zusammenhang etwa an die Chinesische Mauer, die das chinesische 
Reich vor dem Einfall mongolischer Barbaren schützen sollte, oder an den 
Hadrianswall in Schottland, der den Handels- und Personenverkehr überwa-
chen und an den dafür vorgesehenen Grenzübergängen kanalisieren sollte.
Grenzmauern und Grenzzäune sind auch heute noch – bzw. wieder – höchst 
aktuell. Beispiele hierfür sind bekannt: Die Errichtung von Grenzzäunen an 
den Aussengrenzen des Schengenraumes, z.B. zwischen Ungarn und Serbien, 
zwischen Norwegen und Russland oder auch der dreifache Grenzzaun zwi-
schen den spanischen Exklaven Ceuta und Melilla sowie Marokko. Nicht 
unerwähnt bleiben kann zudem das Wahlkampfversprechen des amerikani-
schen Präsidenten Trump, eine Mauer zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Mexiko zu errichten.2

2. 	 Grenzen schliessen?
Politische Grenzen sind heute – mit Ausnahme der bereits erwähnten Bei-
spiele von Grenzzäunen oder Grenzmauern – in aller Regel lediglich mit 
Marksteinen gekennzeichnet – umgangssprachlich wird auch von der grünen 
Grenze gesprochen. Eine durchgehende Kennzeichnung oder gar Befestigung 
wäre schlichtweg nicht möglich, denken wir doch nur schon an die rund 1935 
Kilometer lange Aussengrenze der Schweiz, die zu einem beachtlichen Teil 
durch unwegsames Gelände führt. 

Dennoch ertönt heute angesichts des tatsächlich oder auch nur vermeintlich 
steigenden Migrationsdruckes3 immer wieder der politische und öffentliche 
Ruf nach der Schliessung der Grenzen. Ganz abgesehen davon, dass eine sol-
che Grenzschliessung angesichts der weitgehend grünen Grenze praktisch 
kaum durchführbar ist, stellt sich die rechtliche Frage, ob Grenzschliessungen 
bzw. die Abweisung bestimmter Personengruppen an der Grenze – denn in 

2	  Die Sicherung der rund 3145 km langen Grenze zwischen den Vereinigten Staaten und Mexiko blickt auf eine 
lange Geschichte zurück. Erste Grenzschranken wurden bereits zwischen 1909 und 1911 errichtet und im Laufe der 
Zeit ausgebaut (eingehend hierzu Rachel St. John, Line in the Sand, A History of the Western US – Mexico Border, 
Princeton/NJ 2011, S. 119 ff.). Die Errichtung eines eigentlichen Grenzzaunes begann dann in den 1990-er Jahren: 
1993 wurde unter Präsident Clinton ein erstes Teilstück von knapp 23 km Länge zwischen San Diego und Tijuana 
gebaut. Der grosse Schub folgte mit dem Secure Fence Act (Pub. L. 109-367) von 2006. Bei Amtsantritt von Präsi-
dent Trump waren rund 1053 km der Grenze durch Grenzzäune gesichert, wobei 451 km lediglich das Überqueren 
der Grenze mit Fahrzeugen verhinderten, von Personen aber sehr wohl passiert werden konnten. Während der 
Amtszeit von Präsident Trump wurden nach Angaben des US Department of Homeland Security rund 725 km 
Grenzzaun errichtet: auf einer Länge von 563 km wurden vorbestehende Grenzanlagen saniert, während 162 km 
neu gebaut wurden. Präsident Biden hat am Tag seiner Amtsübernahme in einer Präsidialverfügung die vorüber-
gehende Einstellung der Arbeiten am Grenzzaun angeordnet (Proclamation on the Termination Of Emergency 
With Respect To The Southern Border Of The United States And Redirection Of Funds Diverted To Border Wall 
Construction, https://www.whitehouse.gov/briefing-room/presidential-actions/2021/01/20/proclamation-termin-
ation-of-emergency-with-respect-to-southern-border-of-united-states-and-redirection-of-funds-diverted-to-
border-wall-construction/, zuletzt besucht am 12. April 2021).

3	  Die Covid-19-Pandemie 2020/2021 hat uns freilich vor Augen geführt, dass die Schliessung von Grenzen 
auch gefordert werden kann, um die Ausbreitung von ansteckenden Krankheiten zu bekämpfen.
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der Regel soll die Grenze nicht ganz geschlossen werden, sondern es sollen 
vielmehr nur bestimmte Personen nicht durchgelassen werden4, – aus völker-, 
flüchtlings- und menschenrechtlicher Sicht zulässig ist. Dieser Frage soll in 
der Folge zunächst nachgegangen werden.

3. 	 Borderline Decisions
Kommen Personen an die Grenzen, bzw. an einen offiziellen Grenzübergang 
eines souveränen Staates, um in diesen einzureisen, stellt sich die Frage, wie 
der betreffende Staat reagiert. Er muss entscheiden, ob er die Einreise erlaubt 
oder nicht. Die jeweilige Haltung wird durch politische Entscheide, rechtliche 
Vorschriften, wirtschaftliche Umstände sowie gesellschaftliche Befindlichkei-
ten determiniert. Als Juristin werde ich mich vorliegend hauptsächlich auf die 
rechtlichen Aspekte beschränken.

Die Souveränität der Staaten, die diesen die Macht einräumt, über ihr Terri-
torium zu bestimmen, beinhaltet traditionell auch die Kompetenz, Regelun-
gen über die Einreise von Fremden zu erlassen. Ausgangspunkt für die recht-
liche Beurteilung des Ermessens an den Landesgrenzen ist daher die 
Feststellung, dass das Völkerrecht die Frage, wer in ein Land einreisen kann, 
als domaine reservé, das heisst als Bereich, in dem Staaten frei entscheiden 
können, bezeichnet. Souveräne Staaten haben somit grundsätzlich das Recht, 
frei zu entscheiden, wer einreisen darf und wer nicht. Vorbehalten bleiben 
indes – wenn Juristinnen und Juristen «grundsätzlich» argumentieren, dann 
ist dies ein untrügliches Zeichen dafür, dass es Ausnahmen gibt – vorbehalten 
bleiben daher die von den betreffenden Staaten eingegangenen und sich 
immerfort wandelnden völkerrechtlichen Verpflichtungen. 

Als die Schweiz im 2. Weltkrieg jüdische Flüchtlinge an der Grenze zurückwies, 
hat sie sich zwar moralisch verwerflich verhalten, aber kein Völkerrecht ver-
letzt. Denn zu jener Zeit kannte das Völkerrecht noch kein Verbot der Abwei-
sung an der Grenze. Ein solches wurde erst mit der Genfer Flüchtlingskonven-
tion im Jahr 1951 geschaffen. Seither ist der Ermessensspielraum, der Staaten bei 
Entscheidungen an der Grenze zukommt, dem ständigen Wandel und der fort-
schreitenden Weiterentwicklung des Völkerrechts unterworfen und kann nicht 
abschliessend umrissen werden. Lassen Sie mich dies kurz ausführen.

Das soeben erwähnte Beispiel der Zurückweisung von jüdischen Flüchtlingen 
an der Schweizer Grenze während des 2. Weltkrieges war einer der Katalysato-
ren für die Aufnahme des Rückschiebungsverbotes in die Flüchtlingskonven-
tion. Grundgedanke des Rückschiebungsverbotes ist es, dass Schutzsuchende 
sowie Flüchtlinge nicht in einen Staat zurückgeschafft oder ausgeliefert werden 
dürfen, in dem sie aus rassischen, religiösen, nationalen oder politischen Grün-

4	  Dies verdeutlichen auch die migrationsrechtlichen Restriktionen während der Covid19-Pandemie. In keinem 
Zeitpunkt waren die Grenzen absolut geschlossen. Vielmehr war der Grenzübertritt für gewisse Personengruppen 
immer noch möglich, so selbst für Grenzgängerinnen und Grenzgänger aus Hochinzidenzgebieten, die jedoch für 
die medizinische Versorgung der Grenzregionen von grösster Bedeutung waren.
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den beziehungsweise wegen ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe verfolgt werden. Heute ist völkerrechtlich unbestritten, dass auch die 
Abweisung Schutzsuchender an der Grenze unzulässig ist.

Aus dem menschenrechtlichen Folterverbot ergeben sich ebenfalls Ein-
schränkungen des staatlichen Entscheidermessens an den Landesgrenzen. So 
verbietet etwa das 1984 verabschiedete Übereinkommen der Vereinten Natio-
nen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Bestrafung den Vertragsstaaten, eine Person in einen ande-
ren Staat auszuweisen, abzuschieben oder an diesen auszuliefern, «wenn 
stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie dort Gefahr liefe, 
gefoltert zu werden»5. In konstanter Praxis wird auch aus den in anderen 
Menschenrechtsübereinkommen enthaltenen Folterverboten abgeleitet, dass 
das Ermessen der Staaten bei Entscheidungen an der Grenze eingeschränkt 
ist, wenn der betroffenen Person im Falle einer Rückkehr in den Heimat- oder 
Herkunftsstaat bzw. in einem Drittstaat Folter oder menschenrechtswidrige 
Behandlung oder Bestrafung droht. In zahlreichen Entscheiden haben inter-
nationale Menschenrechtsorgane dieser Verpflichtung klare Konturen gege-
ben: So ist heute unbestritten, dass nicht nur die Rückschaffung, sondern 
auch die Abweisung an der Grenze bzw. das Zurückdrängen auf Hoher See 
(sog. Push-Back) unzulässig ist, wenn nicht entsprechende einzelfallbezogene 
Abklärungen zu allfällig menschenrechtswidriger Behandlung im Zielland 
vorgenommen werden.6 Vor einem Monat, im Oktober 2017, wurde zudem 
vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte ein Urteil zu Rückwei-
sungen an der spanisch-marokkanischen Grenze in Melilla gefällt: Im Span-
nungsfeld zwischen legitimen Grenzschutz und konventionswidrigen Prakti-
ken hat der Gerichtshof ausgeführt, dass es bei Abweisungen an der Grenze in 
jedem Fall einer Identitätsfeststellung bedarf und Möglichkeiten zu Äusse-
rungen gegeben sein müssen.7 

5	  Art. 3 Abs. 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Bestrafung, SR 0.105.

6	  Die weiterhin erfolgende gewaltsame Abweisung von Migrantinnen und Migranten an den europäischen 
Aussengrenzen und insbesondere an den Land- und Seegrenzen zur Türkei sind klar rechtswidrig und illegal. Im 
Spätherbst 2020 wurde bekannt, dass sich auch FRONTEX, die Europäische Agentur für die Grenz- und Küsten-
wache, an dieser rechtswidrigen Praxis beteiligt. Am 28. Januar 2021 hat UNHCR, das UNO-Hochkommissariat für 
Flüchtlinge, gewarnt, dass das Asylrecht in Europa in Gefahr sei und darauf hingewiesen, dass Pushbacks auf ge-
waltsame und offenbar systematische Weise durchgeführt werden. Boote mit Flüchtlingen werden abgefangen 
und in internationale Gewässer zurückgeschleppt, Migrantinnen und Migranten, die auf dem Landweg ankommen, 
werden informell inhaftiert und ohne Abklärung ihres Schutzbedürfnisses zwangsweise und unter Gewaltanwen-
dung in Drittstaaten zurückgebracht (https://www.unhcr.org/news/press/2021/1/601121344/unhcr-warns-asylum-
under-attack-europes-borders-urges-end-pushbacks-violence.html, besucht am 12. April 2021).

7	  Dieses von einer Kammer des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte am 3. Oktober 2017 gefällte 
Urteil (N.D. und N.T. gegen Spanien, Beschwerden Nr. 8675/15 und 8697/15) wurde in diesem Punkt von der Gros-
sen Kammer des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte am 13. Februar 2020 bestätigt. Demnach ver-
letzt die Praxis der sog. hot expulsions – d.h. die unmittelbare Rückschiebung von schutzsuchenden ausländi-
schen Personen durch die Guardia Civil ohne Risikobeurteilung, ohne Identitätsabklärung und ohne Zugang zu 
einem Verfahren zur Bestimmung der Flüchtlingseigenschaft – an der spanisch-marokkanischen Grenze bei Melil-
la das Verbot von Kollektivausweisungen ausländischer Personen nach Art. 4 des vierten Zusatzprotokolles zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention. Auch der Kinderrechtsausschuss der UNO hat sich mit hot expulsions 
von Minderjährigen in Melilla befasst und ist in D.D. gegen Spanien (Mitteilung Nr. 4/2015, Entscheid vom 1. Februar 
2019) zum Schluss gekommen, dass diese mit der Kinderrechtskonvention unvereinbar sind.
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4.	 Rechtliche Graubereiche bei Borderline Decisions
Es ist heute völkerrechtlich unbestritten, dass die Abweisung Schutzsuchen-
der an der Grenze ebenso unzulässig ist wie die Rückschaffung in ein Land, in 
dem Verfolgung oder menschenrechtswidrige Behandlung droht oder Push-
Backs auf Hoher See. Dennoch wird weiterhin um das Ausmass der völker-
rechtlichen Verpflichtungen gerungen, da zahlreiche juristische Fragen noch 
nicht geklärt worden sind. So zum Beispiel: 

• � Gilt das Verbot der Rückweisung Schutzsuchender an der Grenze auch 
dann, wenn diese nicht direkt aus einem Verfolgerland, sondern aus soge-
nannt sicheren Drittstaaten, – d.h. Staaten, in denen ein effektiver Schutz 
vor Rückschiebung besteht – einreisen?8 Zu denken ist hier aus Schweizer 
Optik etwa an eine Einreise aus Italien, Österreich oder Frankreich-

 
• � Bei einer Rückschiebung oder Überstellung in einen Drittstaat – etwa im 

Kontext des Dublin-Systems – sind die konkreten Lebensumstände im 
Zielland zu berücksichtigen. Gilt das auch für den Fall einer Abweisung an 
der Grenze? Hier geht es z.B. um die Frage, ob die fehlenden Aufnahme-
strukturen in Italien für unbegleitete Minderjährige oder Familien mit Kin-
dern bei der Einschätzung, ob die Einreise zu bewilligen sei, berücksichtigt 
werden müssen.

• � Dürfen Schutzsuchende, die lediglich durch ein Land durchreisen möch-
ten, um in einem anderen Land ein Asylgesuch zu stellen, an der Grenze 
zurückgewiesen werden? Diese Situation stellt sich sehr häufig an der 
Schweizer Südgrenze, wollen doch viele Migrantinnen und Migranten 
lediglich durch die Schweiz reisen, um nach Deutschland oder Skandina-
vien zu gelangen.

• � Dürfen Schutzsuchende abgewiesen werden, wenn sie in der Schweiz in 
erster Linie mit Verwandten vereint werden und nur in zweiter Linie um 
Schutz ersuchen wollen, weil sie z.B. aus einem bürgerkriegsgebeutelten 
Land wie etwa Syrien kommen? 

5. 	 Extraterritoriales Grenzmanagement als Ausweg?
Angesichts dieser zahlreichen juristischen Unsicherheiten kommt es den 
Staaten gelegen, dass sich seit einiger Zeit ein neuer Trend beim Grenzschutz 
abzeichnet. Das Zauberwort lautet nunmehr extraterritoriales Management 
von Migrationsströmen.9 Ziel der entsprechenden Massnahmen ist es, Mig-
8	  In ihrem Grundsatzurteil Ilias und Ahmed gegen Ungarn (Beschwerde Nr. 47287/15) vom 21. November 2019 
hat die Grosse Kammer des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte nunmehr ausgeführt, dass ein Staat 
bei der Abschiebung von schutzsuchenden Personen in einen Drittstaat abklären muss, ob die betroffenen schutz-
suchenden Personen im Drittstaat Zugang zum Asylverfahren haben oder nicht, sofern er selber kein Asylverfah-
ren durchführt. Unterbleiben diese Abklärungen, verletzt die Abschiebung menschenrechtliche Verpflichtungen 
des betreffenden Staates. 

9	  Auch der von der EU-Kommission am 23. September 2020 vorgeschlagene Migrations- und Asylpakt ba-
siert zu weiten Teilen auf dem Gedanken des extraterritorialen Grenzmanagements und der Stärkung der Aus-
sengrenzen durch geschlossene Lager an den Aussengrenzen.
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rantinnen und Migranten von den Grenzen fernzuhalten und sie gar nicht 
mehr bis an die Grenzen Europas bzw. europäischer Staaten gelangen zu las-
sen. Dadurch soll u.a. Menschenschleppern das Handwerk gelegt, illegale 
Migration verhindert und Menschenleben gerettet werden. Um dies zu errei-
chen, werden Kontrollaufgaben an Drittstaaten oder private Personen bzw. 
Personengruppen delegiert. Diese sollen im Auftrag europäischer Staaten 
sowie gegen Bezahlung sicherstellen, dass – in Verletzung des völkerrechtlich 
verankerten Rechts, jeden Staat verlassen zu können – keine Migrantinnen 
und Migranten von einem Land in ein anderes gelangen10, bzw. dass z.B. keine 
Schiffe von der libyschen Küste aus in See stechen, um nach Italien überzuset-
zen. 

Vorreiter dieser Verlagerung des Grenzmanagements in aussereuropäische 
Staaten ist Italien, das bereits am Vorabend des von der Europäischen Union 
im Februar 2017 beschlossenen Zehn-Punkte-Plans gegen Migration aus 
Nordafrika eine Absichtserklärung mit Libyen11 abgeschlossen hat. Beide 
Dokumente zielen letztlich auf die Unterbrechung der Migrationsroute von 
Libyen nach Italien. Gestützt auf diese politischen Entscheide kooperieren 
nunmehr sowohl die Europäische Union als auch die Schweiz mit der liby-
schen Küstenwache. Ziel dieser Kooperation ist es, den Aktivitäten von 
Schleppern Einhalt zu gebieten, indem Boote davon abgehalten werden, 
übers Mittelmeer nach Europa zu gelangen. Aus der Schweiz floss eine Mil-
lion Franken nach Libyen, um damit die Ausbildung der Küstenwache zu 
unterstützen sowie die Beschaffung von Schwimmwesten, Taschenlampen 
und Erste-Hilfe-Sets zu ermöglichen.12 

Diese Unterstützung der libyschen Küstenwache ist rechtlich höchst proble-
matisch. Denn zum einen räumt diese Kooperation der libyschen Küstenwa-
che faktisch ein Rettungsmonopol in libyschen Hoheitsgewässern ein und 
verbietet es allen anderen Schiffen, insbesondere auch Schiffen von Hilfsorga-
nisationen, die in den vergangenen Jahren Tausende Migranten vor dem 
Ertrinken gerettet haben, weiterhin Menschen in Seenot zu retten. Zum ande-

10	  Das Migrationsabkommen vom 18. März 2016 zwischen der EU und der Türkei sieht u.a. vor, dass die Türkei 
alle nötigen Massnahmen ergreift, um neue See- oder Landwege für die illegale Migration aus der Türkei in die EU 
zu verhindern. Im Gegenzug sagte die EU der Türkei in mehreren Etappen rund 6 Milliarden Euro für die Unterstüt-
zung von Flüchtlingen zu. Am 28. Februar 2020 öffnete die Türkei für rund drei Wochen die Grenzen, was zu drama-
tischen Szenen am Grenzfluss Evros sowie in der Ägäis führte. Gegenwärtig arbeitet die EU an Plänen, das Migra-
tionsabkommen zwischen der EU und der Türkei zu verlängern.

11	  Das »Memorandum of understanding on cooperation in the fields of development, the fight against illegal 
immigration, human trafficking and fuel smuggling and on reinforcing the security of borders between the State of 
Libya and the Italian Republic” vom 2. Februar 2017 wurde Anfang 2020 trotz harscher Kritik vom italienischen 
Parlament verlängert. Bereits im Jahr 2009 hatten Italien und Libyen einen Vertrag über die bilaterale Zusammen-
arbeit bei der Bekämpfung illegaler Einwanderung abgeschlossen. Nach diesem Vertrag durften die italienischen 
Behörden Schiffe bereits vor dem Erreichen italienischer Territorialgewässer aufbringen und die Migrantinnen und 
Migranten ohne jegliche Befragung und Identifizierung nach Libyen zurückbringen. Diese Praxis hat die Grosse 
Kammer des Europäischen Gerichtshofes 2012 in Hirsi Jamaa et al. gegen Italien (Beschwerde Nr. 27765/09) für 
unzulässig erklärt. 

12	  Die Details zu dieser Zahlung lassen sich der Stellungnahme des Bundesrates vom 22. November 2017 auf 
die Interpellation Glättli 17.3922 (Ist die Unterstützung der libyschen Küstenwache durch die Schweiz völkerrechts-
widrig?) entnehmen.
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ren ist aber, wie ein im September veröffentlichter Bericht des UNO-General-
sekretärs an den UNO-Sicherheitsrat nunmehr offiziell bestätigt, die Behand-
lung der von der Küstenwache nach Libyen zurückgebrachten Migranten von 
Gewalt, Vergewaltigungen, Zwangsarbeit und weiteren schweren Menschen-
rechtsverletzungen geprägt.13 

Auch die Ende August 2017 von den Staats- und Regierungschefs verschiede-
ner europäischer Staaten, des Tschad und Nigers sowie Vertretern der liby-
schen Übergangsregierung und der EU-Aussenbeauftragten in einer gemein-
samen Erklärung angekündigten Schutzmissionen stehen im Zeichen des 
Managements von Migrationsströmen und der Bekämpfung des Schlepper-
tums. Ziel ist es, die Klärung von Asylansprüchen bereits in Afrika – insbe-
sondere in Tschad und Niger – vorzunehmen und damit die Migration über 
das Mittelmeer einzudämmen. Doch wie ebenfalls zahlreiche internationale 
Berichte festhalten, hat auch hier die Medaille eine Kehrseite: sowohl im 
Niger als auch im Tschad ist die Menschenrechtssituation besorgniserregend. 

6. 	 Aus den Augen, aus dem Sinn?
Sollten diese Tatsachen die europäischen Staaten und damit auch die Schweiz 
kümmern? Dürfen sie Migrationsströme durch gezielte Kooperationen mit 
Drittstaaten oder gar nichtstaatlichen Milizen ohne Rücksicht auf die Konse-
quenzen entsprechender Massnahmen für die betroffenen Migrantinnen und 
Migranten lenken? Können sie sich durch die Auslagerung von Grenzschutz-
massnahmen aus der Verantwortung stehlen, frei nach dem Motto «aus den 
Augen, aus dem Sinn»? Oder, anders formuliert, ist diese indirekte Beihilfe zu 
schweren Menschenrechtsverletzungen zulässig? 

Wie jede Rechtsordnung kennt auch das Völkerrecht Regeln zur Verantwort-
lichkeit für rechtswidriges Verhalten. Danach ist ein Staat für eine völker-
rechtswidrige Handlung verantwortlich, sofern ihm das betreffende Verhal-
ten zugerechnet werden kann und keine Rechtfertigungsgründe vorliegen. 
Zentrale Bedeutung kommt dabei der Frage zu, ob das die Rechtsverletzung 
verursachende Verhalten auch tatsächlich einem Staat zurechenbar ist. Neben 
dem Verhalten ihrer eigenen Organe ist Staaten unter bestimmen Vorausset-
zungen auch das Verhalten von Dritten, seien dies Staaten oder private Grup-
pierungen zurechenbar. Der von der Völkerrechtskommission der UNO in 
jahrzehntelanger Arbeit verfasste und 2001 von der UNO-Generalversamm-
lung angenommene Entwurf von Regeln zur Staatenverantwortlichkeit führt 
verschiedene dieser Situationen aus. So ist etwa die Zurechenbarkeit des völ-
kerrechtswidrigen Handelns von Privaten gegeben, wenn dieses auf Anwei-
sung oder unter der effektiven Kontrolle eines Staates erfolgt. Oder ebenso die 
Zurechenbarkeit der durch einen Drittstaat begangenen Völkerrechtsverlet-

13	  Die Situation von Migrantinnen und Migranten in Libyen hat sich, wie der UNO-Generalsekretär in einem 
Bericht vom 2. September 2020 ausgeführt hat, in den vergangenen Jahren nicht verbessert, sondern tendenziell 
verschlechtert. Zudem wurden in Libyen gestrandete Migrantinnen und Migranten für den Einsatz im wieder auf-
geflammten bewaffneten Konflikt zwangsrekrutiert.
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zung, wenn diese mit Hilfe oder Unterstützung dieses Staates begangen 
wurde.

Wenn nun europäische Staaten und die Schweiz mit afrikanischen Staaten 
oder Milizen zusammenarbeiten und mit Geld und technischer Ausrüstung 
für den Grenzschutz letztlich indirekt Beihilfe zu Menschenrechtsverletzun-
gen begehen, dann dürfen sie nicht blauäugig annehmen, dass sie auf siche-
rem Boden stehen und sich so elegant der schwierigen juristischen Fragen an 
den eigenen Grenzen entziehen können. Vielmehr könnten sowohl die Geld-
zahlungen, als auch die materielle Unterstützung dazu führen, dass ihnen die 
von Drittstaaten bzw. privaten Gruppierungen begangenen völkerrechtswid-
rigen Handlungen – etwa die Verletzung des Rechts, jedes Land zu verlassen 
sowie ganz allgemein die menschenrechtswidrige Behandlung – zugerechnet 
werden und sie hierfür verantwortlich gemacht werden. 

Dies sind einige Überlegungen aus dem juristischen Elfenbeinturm, die aber 
für Hunderte, ja Tausende Menschen von existenzieller und überlebenswich-
tiger Bedeutung sein können.
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Forschung in der digitalen Welt
Ansprache zur Feier des Dies Academicus der Universität Luzern am
7. November 2019

Prof. Dr. Alexander H. Trechsel, Prorektor Forschung

Die Digitalisierung ist in aller Munde, wie ein Mantra, wie ein Zauberwort, 
eine Beschwörung radikaler Veränderung. Man hört es überall, dieses Zau-
berwort – die Einen zelebrieren es und erhoffen sich von ihm eine Zukunft, in 
der die Menschheit sich der analogen Plagen ein für alle Mal entledigen kann. 
Andere, wiederum, sind vorsichtiger im Umgang mit diesem Begriff. Sie 
fürchten ihn geradezu und sehen in ihm mehr Gefahren als Chancen.

Mit grosser Wahrscheinlichkeit verstehen wir aber alle etwas anderes unter 
dem Begriff «Digitalisierung». Doch Einigkeit herrscht wohl in einem Punkt: 
das Digitale kommt mit enormer Geschwindigkeit auf uns zu, es überholt uns 
teils bereits und lässt uns hinter sich. Es tut dies ungleich rasch, nicht-linear, 
für viele ungreifbar, ja unbegreifbar. Und die wissenschaftliche Forschung ist 
von diesen Prozessen nicht ausgeschlossen. Zeit also, für ein paar Gedanken 
zur Forschung in dieser digitalen Welt. Ich beschränke mich dabei auf die 
Forschung, die uns an der Universität Luzern am nächsten liegt, also die geis-
tes- und sozialwissenschaftliche Forschung im weitest möglichen Sinn.

Auf der einen Seite wird das Digitale vermehrt zum Forschungsgegenstand. 
Wichtige Fragen verlangen nach Antworten. Wie genau verändert sich unsere 
Gesellschaft? Wie wirken sich digital verbreitete «fake news» auf die Mei-
nungsbildung aus? Wie verändern sich die zwischenmenschlichen, sozialen 
Netzwerke? Gibt es, wie bei der Globalisierung, auch bei der Digitalisierung 
Gewinner und Verlierer und wie artikuliert sich dieser potenzielle Graben in 
der Politik? Wie gehen Nutzer mit ihren Daten um? Wie verändert sich der 
rechtliche Rahmen des geistigen Eigentums, des Persönlichkeits- und des 
Datenschutzes? Welchen ethischen Herausforderungen muss sich künstliche 
Intelligenz stellen? Die Liste ist lang – und wird täglich länger.

Auf der anderen Seite verändert die Digitalisierung die Art und Weise, wie 
wir forschen. Daten zum Verhalten von Nutzern wachsen in ihrem Umfang 
ins Unermessliche. Aber auch Daten zu Institutionen und Organisationen, 
zum Staat und zur Wirtschaft sind exponentiell gewachsen. Die Verhaltens-
revolution der 1940er Jahre verblasst vor der aktuellen Datenschwemme, die 
unsere Forschung flutet. Mit dem Zugang zu diesen Daten sind auch unsere 
Methoden, wie wir damit umgehen, stark vorangeschritten. Kostenlose, frei 
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zugängliche und sich konstant verbessernde Software steht allen Studieren-
den zur Verfügung. Unzählige «packages» ermöglichen es uns, riesige Daten-
mengen zu speichern und zu analysieren.

Beispiele für Forschungsergebnisse, welche auf der neuen Datenschwemme 
und auf neuen Methoden basieren, gibt es viele. Ein Blick auf die Fachzeit-
schriften weckt den Eindruck, dass die Anzahl solcher Beiträge am Steigen ist. 
Auch in den wichtigsten Zeitschriften der internationalen Wissenschaft, 
«Nature», «Science» oder «PlosOne», werden vermehrt Forschungen aus den 
Geistes- und Sozialwissenschaften publiziert, die Elemente von «computatio-
nal science» beinhalten.

Erlauben Sie mir, mich der Heuristik eines Thesenrasters zu bedienen, indem 
ich je vier Thesen zu Opportunitäten und Chancen, und zu Hindernissen und 
Gefahren der Forschung in der digitalen Welt formuliere.

Forschung wird interdisziplinärer
Meine erste These zu den Opportunitäten und Chancen betrifft die wissen-
schaftlichen Disziplinen. Meine These lautet: die Forschung in der digitalen 
Welt wird immer interdisziplinärer. Dies ist keinesfalls ein neues Phänomen 
– Interdisziplinarität gab es auch vor dem Aufkommen von Computer und 
dem Internet. Aber die digitale Welt beschleunigt und intensiviert diese 
Zusammenarbeit. Wie Mary Elizabeth Sutherland in einem kürzlich auf den 
Seiten von Nature Human Behaviour kommentierte, sind die disziplinären 
Migrationen hin zu den «computational social sciences» sehr ausgeprägt. Poli-
tikwissenschaflerinnen, Soziologen, Kommunikationsforscherinnen, 
Gesundheitsforscherinnen, Linguisten, Psychologinnen, Ökonomen und 
Umweltforscherinnen definieren sich immer häufiger über die Schnittstelle 
der «computational social sciences», die profunde, substanzielle Kenntnisse 
der Sozialwissenschaften mit den Computerwissenschaften verbindet. 
Gemäss Sutherland kategorisieren wir die Disziplinen nicht mehr nach den 
Fragen, die sie zu beantworten versuchen, sondern vielmehr nach der Art und 
Weise, wie wir die Fragen zu beantworten versuchen.

Um ein Beispiel zu nennen: ein diesen Sommer in Science erschienener For-
schungsbeitrag nutzt komplexe Daten von Vermessungen von Schädeln unse-
rer Vorfahren, um aufzuzeigen, wie sich die Entwicklung der Landwirtschaft 
nach dem Neolithikum auf unsere Gebissstruktur ausgewirkt hat. Die kultu-
relle Entwicklung hin zum Verzehr weicherer, verarbeiteter Lebensmittel hat 
im Post-Neolithikum dazu geführt, dass sich die obere Zahnreihe des Homo 
Sapiens über die untere geschoben hat, also nicht mehr die untere Zahnreihe 
spiegelbildartig berührt. Diese Entwicklung, nämlich, erlaubt es uns soge-
nannte labiodentale Geräusche, wie die Aussprache des Buchstabens «f» oder 
«v», einfacher, öfter und unter geringerer muskulärer Anstrengung von uns 
zu geben. Für die Linguistik ist das, wenn sie es mir erlauben, ein gefundenes 
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Fressen, denn es beweist die kulturell bedingte Entwicklung der Sprache. Für 
meine These ist es zudem ein Beispiel, wie Paläo-Anthropologie, Sprach-Bio-
mechanik, Ethnographie, Phylogenetik und historische Linguistik zusam-
mengefunden haben – dank der Entwicklung von digital-gesteuerten Daten-
erhebungen und Methoden.

Forschung wird gemeinschaftlicher
Meine zweite These lautet: die Forschung in der digitalen Welt wird immer 
gemeinschaftlicher. Wie Kuld und O’Hagan (2018) kürzlich am Beispiel der 
Ökonomie aufzeigten, machten in den 1960er Jahren die Publikationen eines 
einzigen Forschenden noch 90 Prozent aller in den besten Zeitschriften 
erschienenen Beiträge aus. 1996 waren es noch die Hälfte. Und 2014 waren es 
nur noch 25 Prozent. Was aber vor allem eindrücklich ist, ist die Tatsache, dass 
der Anteil an Doppelautorenschaften stabil geblieben ist, und dass es gleich-
zeitig zu einem starken Trend hin zu drei, vier und mehr als vier Autorenschaf-
ten gekommen ist. Forschung wird immer mehr zur Teamarbeit. Natürlich ist 
die Digitalisierung nur einer von mehreren Faktoren, die den allgemeinen 
Trend in den Sozialwissenschaften hin zu Multiautorenschaften prägen. Mir 
fehlt an dieser Stelle die Zeit, auf diese alternativen Erklärungsansätze, wie die 
Spezialisierung, Billigflüge oder «risk aversion» einzugehen. Aber dass die 
Digitalisierung der Kommunikation, des intensiveren und vereinfachten 
Datenaustauschs eine beschleunigende Rolle spielt, ist naheliegend.

Auch hier möchte ich Ihnen ein Beispiel geben, diesmal aus dem eigenen 
Nähkästchen. Für die Wahlen des Europäischen Parlaments vom Mai dieses 
Jahres haben wir an der Universität Luzern ein Forschungsprojekt auf die 
Beine gestellt, das uns einzigartige Daten zum Einfluss von elektronischen 
Wahlhilfen auf ihre Nutzerinnen liefert. Es gelang uns, eine solche Wahlhilfe, 
ähnlich wie «smartvote» aufzubauen. Wir kodierten die Positionen von 272 
Parteien, zu je 22 politischen Stellungnahmen und stellten sie in 24 Sprachen 
zugänglich auf eine Webseite. Fast 1.3 Millionen Bürgerinnen und Bürger 
nutzten unser Tool in den Tagen vor den Wahlen. Unser Tool war aber nur 
Mittel zum Zweck, denn es ging uns darum, mit einem experimentellen For-
schungsdesign den kausalen Einfluss dieser Wahlhilfe auf politisches Verhal-
ten zu schätzen. Dazu haben wir vier repräsentative Stichproben in vier Län-
dern, sowie zwölf Stichproben von Studierenden in neun EU Mitgliedstaaten 
benutzen können. Anstelle des klassischen «thank you» in der ersten Fussnote 
einer Publikation entschied sich das internationale Kernteam, die Verant-
wortlichen für die universitären Stichproben, alles ausgewiesene Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, als Ko-Autoren einzuladen. Wir arbeiten 
zurzeit an den Ergebnissen, die, sollten sie publiziert werden, also eine äus-
serst grosse Anzahl an Ko-Autorinnen und Ko-Autoren haben werden. Ohne 
die digitalen Hilfsmittel, der standardisierten Integration der nationalen und 
universitären Feldexperimente wäre diese transnationale Zusammenarbeit 
unmöglich gewesen. Der Beitrag der einzelnen, rein digital eingebundenen 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter war und ist so fundamental wichtig für 
unser Design, dass sich die Ko-Autorenschaft als faires und gerechtfertigtes 
Zückerchen geradezu aufdrang.

Forschung wird internationaler
Meine dritte These lautet: die Forschung in der digitalen Welt wird immer 
internationaler. Wie ein Beitrag in Nature von 2016 aufzeigt, hat sich die For-
schung in den letzten Jahren klar internationalisiert. Immer häufiger kommt 
es in der Forschung zu Publikationen, die internationale Autorenschaften 
aufweisen. Auch hat sich besonders die chinesische Forschung stark entwi-
ckelt. Was auffällt, ist also nicht nur eine intensivere, internationale For-
schungszusammenarbeit, sondern auch das Aufkommen von Forschungsein-
richtungen ausserhalb der traditionell den Forschungsmarkt beherrschenden 
europäischen und nordamerikanischen Regionen. Das Beispiel unseres For-
schungsprojekts zu den Europäischen Parlamentswahlen könnte auch hier, 
bei der Internationalisierung der Forschung, als Beispiel dienen. Wiederum 
kann die Digitalisierung kaum für diesen Prozess allein verantwortlich 
gemacht werden, aber genauso wenig kann man bezweifeln, dass die Digitali-
sierung diese Internationalisierung der Forschung mitvorantreibt.

Forschung wird immer notwendiger
Schliesslich möchte ich eine vierte, die Opportunitäten und Chancen betref-
fende These in den Raum stellen: die Forschung in der digitalen Welt wird 
immer notwendiger. Wenn wir, wie eingangs erwähnt, davon ausgehen, dass 
sich die Gesellschaft mit dem Aufkommen digitaler Technologien wandelt, 
dann müssen wir uns den Eigenschaften und Effekten dieses Wandels anneh-
men. Und bei der Erforschung dieser Effekte muss man oft die zu untersu-
chende Technologie in das Design einbetten, mit dem Resultat, dass digitale 
Daten, Tools, Prozesse und Methoden somit zum Forschungsziel und -instru-
ment zugleich werden. Als Beispiel für diese nötigen Forschungen können 
wir einen kürzlich in Nature Communication erschienen Beitrag zum Klima-
wandel herbeiziehen. Die Studie stellt die Frage: wie schneiden die sogenann-
ten «contrarians», also jene, die den Klimawandel in Frage stellen, gegenüber 
den seriösen Wissenschaftlern in den Mainstream Medien und in den neuen 
Medien ab? Petersen und seine Ko-Autoren konnten aufzeigen, dass bei den 
über 200‘000 analysierten Beiträgen der beiden Gruppen in über 100‘000 
Medienberichterstattungen die «contrarians» in den Mainstream Medien in 
proportionalem Masse zu den seriösen Forschungen erwähnt wurden. In den 
neuen Medien hingegen sind «contrarians» mit fast 50% mehr Beiträgen prä-
sent, als die seriöse wissenschaftliche Forschung. Die sozialen und politischen 
Implikationen liegen auf der Hand.

Aber kommen wir nun noch zu den Hindernissen und Gefahren der For-
schung im digitalen Zeitalter. Auch hier möchte ich vier Thesen formulieren.
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«Ingenieurisierung» der Sozialwissenschaften 
Die erste These betrifft die Gefahr einer «Ingenieurisierung» der Sozialwis-
senschaften. Die sogenannten «predictive analytics» basieren auf grossen 
Datensätzen, anhand derer, Voraussagen zu menschlichem Verhalten, biolo-
gischen und technologischen Entwicklungen aufgestellt werden. Nehmen wir 
ein Beispiel: mit grossen und sehr detaillierten Gesundheitsdatensätzen, 
sowie hochentwickelten, ökonometrischen Modellen können Forscher das 
Auftreten von Diabetes und anderen Pathologien bei Patienten voraussagen. 
Obschon solche Forschung ohne Zweifel äusserst praxisorientiert und hilf-
reich ist stellt sich die Frage: ist das sozialwissenschaftliche Forschung? Oder 
führt sie schlicht zu einem von Theorie und Hypothesen befreiten Erkennt-
nisgewinn, der Optimierungsprozesse aufweist, welche im Ingenieurwesen 
und in der Medizin gang und gäbe sind? Reichen bei solcher Forschung, 
gerade bei der Vergabe von Forschungsgeldern, die altherkömmlichen Kate-
gorien zur disziplinären Einteilung noch aus, oder sollten wir neue Gefässe 
schaffen, die solchen Forschungsvorhaben besser gerecht werden? Die schlei-
chende Kolonisierung der Sozialwissenschaften durch praxisorientierte Inge-
nieurerie kann jedenfalls nicht ausgeschlossen werden.

Einschränkungen der Sozialwissenschaften
Die zweite These betrifft eine andere Form der Kolonisierung: die Sozialwis-
senschaften werden in zunehmendem Masse von hochkomplexen Rechts-
grundlagen zum Persönlichkeits- und zum Datenschutz eingeschränkt. Diese 
Einschränkung ist nötig. Aber in meinem Beispiel unserer Forschung zu den 
transnationalen Experimenten mit Studierenden sind wir bereits an die Gren-
zen des Machbaren gestossen. Die Europäische Datenschutz-Grundverord-
nung machte unser Unterfangen in zahlreichen Ländern und Universitäten 
schlicht unmöglich. Forschung in der digitalen Welt, wenn es dabei um Bür-
gerinnen und Bürger geht, ist mittlerweile ein Unternehmen, das sich, um 
aussagekräftig zu bleiben, am Rande der Legalität bewegen muss und oft 
schon unmöglich geworden ist.

Forschung wird gefährlicher
Die dritte These lautet: Forschung in der digitalen Welt wird, aus ethischer 
Sicht, immer gefährlicher. Algorithmen und künstliche Intelligenz ermögli-
chen heutzutage eine Effizienz, die jene von Menschen bei Weitem übertref-
fen. Aber nicht alles ist Gold, was glänzt. Nehmen wir wiederum ein Beispiel. 
Das renommierte «Journal of Personality and Social Psychology” publizierte 
kürzlich eine Studie von Yilun Wang und Michal Kusinki zur Fähigkeit von 
tiefen, neuralen Netzwerken, die sexuelle Orientierung von Menschen anhand 
von Gesichtserkennungsalgorithmen zu erfassen. Angewandt auf 130‘000 
Fotos von einem amerikanischen Dating-Site konnten die Forscher der Uni-
versität Stanford mittels ihrer Algorithmen die sexuelle Orientierung signifi-
kant besser als Menschen klassifizieren, und zwar mit einer Präzision von 91 
Prozent. Ähnliche, auf künstlicher Intelligenz, beziehungsweise tiefen, neura-
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len Netzwerken basierten Technologien werden von privaten Anbietern ent-
wickelt, um Kriminelle und Terroristen bei der Einreise in ein Land zu identi-
fizieren. Physiognomie, Phrenologie, Eugenik – Galton, Lambroso, Rassismus 
und das Naziregime tauchen in der ethischen Diskussion um diese For-
schungsergebnisse zwingend auf. Was, wenn Saudi-Arabien oder der Iran, wo 
Homosexuelle zur Todesstrafe verurteilt werden, sich dieser Technologie 
bedienen, um grossflächig ihre Bürgerinnen und Bürger zu screenen? Wie 
können wir ethisch mit den Forschungsmöglichkeiten, die sich uns bieten, 
umgehen? Müssen wir - wie in den Physikern von Dürrenmatt - unsere For-
schung verbergen? Oder sollten wir versuchen, die Irrwege der Forschung 
durch Forschung zu korrigieren? Diese Fragen wurden vor der Digitalisie-
rung gestellt - aber in der digitalen Welt werden sie immer dringlicher. Und 
vielleicht würde Dürrenmatt heute seinem Werk den Titel «Die Daten-Wis-
senschaftler» geben. Sicher ist: die Büchsen der Pandora in unserer Gesell-
schaft vermehren sich – und sie werden immer digitaler.

Forschung wird privater
Dies führt mich zu meiner vierten und letzten These: Forschung in der digi-
talen Welt wird immer privater. Wir beobachten eine Kolonisierung der Aka-
demie durch private Datensammler und Analytikerinnen. Dies führt zu 
neuen Abhängigkeiten und zu einem potenziellen Verlust von Transparenz 
und Verantwortlichkeiten, zu einem Verlust der Kontrolle der universitären 
Wissenschaftsgemeinschaft. Nehmen wir auch hier ein Beispiel: 2012 hat 
James Fowler mit seinen Ko-Autoren einen vielbeachteten Artikel in «Nature» 
zum Einfluss von Facebook auf die Wahlbeteiligung in den USA publiziert. 
Daten von 61 Millionen Nutzern von Facebook wurden für diese Studie in ein 
Feldexperiment eingebunden. Interessant ist dabei vor allem, dass dies ohne 
die Mitarbeit von Facebook, einem privaten Unternehmen, nicht möglich 
gewesen wäre. Die Googles, Twitters und Facebooks dieser Welt sind im digi-
talen Zeitalter zu Datenriesen angewachsen, die ihre eigenen Forschungsab-
teilungen betreiben und ohne deren Einwilligung zur öffentlichen Datennut-
zung die Sozialwissenschaft beschränkt bleibt. Private Unternehmen, die sich 
dieser Daten bemächtigen, wie Cambridge Analytica, aber auch die Daten-
riesen selbst, die ihre Daten für Forschungszwecke nutzen, infiltrieren nicht 
nur die Welt der Praxis immer stärker, sondern auch jene der wissenschaftli-
chen Forschung.

Fazit
Die Forschung in der digitalen Welt eröffnet uns ungeahnte Möglichkeiten 
und Chancen. Wenn die Welt immer digitaler wird, dann muss sich die Wis-
senschaft damit befassen. Und sie muss dazu ihre methodologischen Klingen 
schärfen, innovativ bleiben, sich anpassen und weiterentwickeln. Viel Gutes 
kommt dabei heraus. Aber auch Fragwürdiges, Gefährliches.
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Wenn Daten-Wissenschaftler der Meinung sind, dass sie auf Theorien ver-
zichten können, weil ja alles in den Daten enthalten ist, dann irren sie. Es 
wäre ein Trugschluss, über hundert Jahre Parteienforschung zu ignorieren, 
nur weil man über neue, grosse und detaillierte Daten zu Parteien und Partei-
systemen verfügt. Umgekehrt wäre es ebenso falsch, die «computational scien-
ces» zu ignorieren und zu proklamieren, dass wir sie nicht fruchtbar und 
ethisch nutzen sollten. Die Geistes- und Sozialwissenschaften müssen sich der 
Herausforderung der «computational sciences» stellen – und umgekehrt.

An der Universität Luzern versuchen wir genau dies zu tun. Mit unserem 
neuen, interdisziplinären Master-Studiengang, dem «Lucerne Master in Com-
putational Social Sciences», dem LUMACSS, haben wir eine in der Schweiz 
einzigartige Gelegenheit geschaffen, jungen Forschenden sowohl fundierte 
Kenntnisse der Geistes- und Sozialwissenschaften, wie auch ebenso fundierte 
Kenntnisse der «computational sciences» zu vermitteln. Unsere Studierenden 
werden, davon sind wir überzeugt, mit ihrem Abschluss für eine verantwor-
tungsvolle Forschung in der digitalen Welt ausgerüstet sein. Und sie werden 
von öffentlichen Institutionen, dem Staat, den internationalen Organisatio-
nen und von der Privatwirtschaft umworben werden. Zumindest ist das unser 
Ziel. Riskant? Mit grosser Wahrscheinlichkeit. Aber zukunftsorientiert, ambi-
tioniert und innovativ? Mit Sicherheit.
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Triage auf Intensivstationen – Gedan-
ken einer Rechtswissenschaftlerin
Ansprache zur Feier des Dies Academicus der Universität Luzern am
5. November 2020

Prof. Dr. Regina E. Aebi-Müller, Prorektorin Personal und Professuren

Worüber darf man in diesen Tagen nicht sprechen? Sicher nicht über die US-
Präsidentschaftswahl. Und sicher auch nicht über die Covid-19-Pandemie. 

Keine Sorge, über die Wahlen in den USA werde ich nicht referieren, ich 
masse mir nicht an, dazu etwas Sinnvolles beitragen zu können. Es bleibt also 
das andere Reizthema, die Corona-Krise. Vielleicht verstehe ich davon nicht 
viel mehr, und eben, eigentlich dürfte man darüber gar nicht sprechen an 
einem Tag wie heute, der doch eigentlich ein akademischer Feiertag ist. Trotz-
dem habe ich mich für dieses Thema entschieden, denn tatsächlich beschäf-
tigt es mich als Wissenschaftlerin seit einigen Monaten.

Etwas genauer: Ich werde über das Thema «Triage» auf Intensivstationen 
sprechen. Wer hat Priorität, wenn die Intensivpflegeplätze zu knapp sind, 
wenn nicht mehr alle Patientinnen und Patienten behandelt werden können? 
Wer erhält keine Behandlung, obschon unter normalen Bedingungen doch 
immerhin noch ein Rettungsversuch unternommen worden wäre? Triage im 
hier verwendeten Kontext bedeutet also letztlich eine Entscheidung darüber, 
wem eine intensivmedizinische Behandlung noch offeriert wird und wem sie 
nicht offeriert oder gar entzogen wird.

Ich habe dazu am vergangenen Montag eine kleine Umfrage bei meinen Stu-
dierenden gemacht. Ich habe den Studierenden folgende Frage unterbreitet:
«Wem würden Sie in einer Triage-Situation Priorität einräumen, wenn alle 
Patienten gleichermassen auf einen Intensivpflegeplatz angewiesen sind?»

Bevor ich Ihnen das Ergebnis meiner kleinen Umfrage zeige, möchte ich mich 
bei meinen empirisch tätigen Kolleginnen und Kollegen ausdrücklich ent-
schuldigen: Selbstverständlich sind Setting und Fragestellung methodisch 
unseriös, um nicht zu sagen: völlig unwissenschaftlich. Allerdings war es auch 
gar nicht mein Ziel, eine aussagekräftige Befragung durchzuführen. Vielmehr 
hat mich interessiert, ob meine Studierenden ganz spontan und ohne eine 
Einführung in das Thema bereit sind, aufgrund von vorgegebenen Kriterien 
zu entscheiden, wer eher einen Rettungsversuch verdient hat und wer nicht. 
Und diese Bereitschaft war tatsächlich da, wie Sie sehen:
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Hier sind die Ergebnisse meiner Umfrage:

Aber: Darf man das überhaupt tun? Dürfen wir darüber entscheiden, wer lebt 
und wer stirbt oder jedenfalls keine Chance auf ein Überleben erhält? Ist das 
nicht anmassend und überdies unethisch? Nun, ich stehe hier als Juristin vor 
Ihnen, nicht als Ethikerin. Ich möchte Sie im Folgenden mitnehmen auf eine 
kleine Reise – in einer Zeit, in der wir ja alle nicht mehr wirklich reisen dür-
fen – also auf eine bloss gedankliche Reise: Wie gehe ich als Rechtswissen-
schaftlerin mit der Triage-Problematik um?

An dieser Stelle fragen Sie sich vielleicht, warum das Thema mich überhaupt 
interessiert und beschäftigt. Es ist nicht ein versteckter Hang zum Morbiden, 
der mich bewegt. Ich bin neben meiner Tätigkeit als Professorin in Luzern 
auch Mitglied der Zentralen Ethikkommission (ZEK) der Schweizerischen 
Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW). Im Frühjahr dieses 
Jahres hat das Bundesamt für Gesundheit die SAMW damit beauftragt, eine 
Richtlinie zum Thema Triage auf Intensivstationen zu verfassen. Das wurde 
dann auch – unter hohem Zeitdruck – gemacht. Die Richtlinie wurde aller-
dings sogleich in den Medien und einzelnen wissenschaftlichen Beiträgen 
kritisiert – ich komme auf diese Kritik noch zurück. Glücklicherweise konnte 
im Frühjahr das Schlimmste noch abgewendet werden, die Richtlinie kam 
meines Wissens nie, oder jedenfalls nie explizit zur Anwendung. In den fol-
genden Monaten hat die SAMW mehrere Arbeitsgruppen eingesetzt, um die 
Grundlagen für die Ressourcenzuteilung in der Intensivmedizin gründlich 
aufzuarbeiten. In diesem Rahmen habe auch ich mir vertiefte Überlegungen 
dazu angestellt. 
Welchen Beitrag kann ich also als Rechtswissenschaftlerin zum Thema Triage 
leisten? 
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Nun, für eine Juristin drängt sich offenkundig zuerst einmal ein Blick ins 
Gesetz auf. Doch halt, hier beginnt das Problem bereits: Welches Gesetz 
nehme ich denn nun zur Hand? Das hängt davon ab, welche Frage ich zu 
klären versuche:

• � Interessiert mich die Perspektive des einzelnen Arztes oder Spitals? Frage 
ich also danach, ob eine Ärztin gegenüber einer bestimmten Patientin eine 
Behandlungspflicht hat – und ob diese Behandlungspflicht gleichermassen 
gegenüber allen Patienten gilt?

• � Oder fokussiere ich auf die Strafbarkeit des Arztes? Interessiert mich mit 
anderen Worten, ob eine Ärztin, die den einen Patienten behandelt und 
den anderen nicht, wegen unterlassener Nothilfe oder wegen Tötung durch 
Unterlassen strafbar ist?

• � Oder stelle ich die Frage nach der Verantwortlichkeit des Staates, insbeson-
dere des für die Gesundheitsversorgung zuständigen Kantons. Frage ich 
also danach, ob der Staat, der nicht rechtzeitig und vorausschauend für 
Versorgungsengpässe bei einer Pandemie geplant hat, in der Pflicht steht?

Juristinnen und Juristen unter Ihnen ahnen bereits, was ich mit dieser Aus-
legeordnung bezwecke: Je nach Fragestellung sind andere Teilgebiete der 
Rechtswissenschaft angesprochen. Die wissenschaftliche Arbeit im Kontext 
einer Universität zeichnet sich gerade auch dadurch aus, dass eine hohe Spe-
zialisierung erfolgt. Wer sich vertieft mit der Gesundheitsversorgung, also mit 
einer öffentlich-rechtlichen Perspektive befasst, ist nicht gleichermassen 
kompetent im Strafrecht. Für mich persönlich als Zivilrechtlerin steht die 
Perspektive des einzelnen Arztes, das Arzt-Patienten-Verhältnis im Vorder-
grund.

Und mit einem Augenzwinkern möchte ich beifügen: Sie sehen daraus meine 
eigene Beschränktheit: Ich bin keine empirische Sozialforscherin, ich bin 
keine Ethikerin – und nicht einmal im Bereich der Rechtswissenschaft kann 
ich umfassend Auskunft geben. Man kann das als Nachteil sehen, oder aber 
als Stärke: Die Spezialisierung erlaubt Konzentration und vertieftes Wissen in 
Einzelgebieten. Wollen wir aber als Forschende ein Thema in seiner ganzen 
Breite und Tiefe ergründen, sind wir auf Austausch zwingend angewiesen. 
Und ich denke, dass gerade hier eine der Stärken der Universität Luzern liegt: 
Als vergleichsweise kleine Universität mit kurzen Wegen bieten sich uns sehr 
gute Chancen der interdisziplinären Zusammenarbeit. Nun aber zurück zu 
meinem eigenen, bescheidenen Beitrag zur Triage-Problematik.

Mein Zugang ist also die Arzt-Patienten-Beziehung. Ich frage daher, ob der 
einzelne Arzt eine Behandlungspflicht gegenüber der Patientin hat, die drin-
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gend auf eine intensivmedizinische Behandlung angewiesen ist. Um dies prä-
zise zu beantworten, müsste ich länger ausholen, als ich dies aufgrund der 
zeitlichen Vorgaben heute tun kann. Aber kurz gefasst lautet die Antwort: Ja, 
eine solche Behandlungspflicht ist zu bejahen, sobald ein Behandlungsvertrag 
geschlossen wurde, oder auch schon zuvor, wenn eine Pflicht zur Hilfeleis-
tung (nach Art. 40 lit. g des Medizinalberufegesetzes) besteht. Allerdings: 
Offenkundig kann man vom Arzt nicht Unmögliches verlangen. Er kann also 
nicht dazu verpflichtet sein, mehreren Patienten gleichzeitig zu helfen, wenn 
alle gleichermassen auf seine Hilfe angewiesen sind, aber nur ein Intensiv-
pflegeplatz zur Verfügung steht. Das sehen sogar meine Strafrechtskollegen 
so, die von «Pflichtenkollision» sprechen.

Wir sind nun also einen kleinen Schritt weiter: Der Arzt, der sich wegen Res-
sourcenknappheit in einer Pflichtenkollision befindet, muss nicht alle Patien-
ten behandeln. Das lässt aber unsere zentrale Frage noch unbeantwortet: Darf 
er willkürlich entscheiden, wen er behandelt? Oder muss er sich bei seiner 
Wahl an bestimmte Regeln halten?

Ein Blick ins Gesetz hilft hier nun leider nicht mehr weiter: Gähnende Leere! 

Als Zivilrechtlerin habe ich für eine solche Situation allerdings methodisches 
Rüstzeug. Denn der Gesetzgeber selber hat schon geahnt, dass er womöglich 
wichtige Rechtsfragen unbeantwortet lässt, und er hat dazu (in Art. 1 Abs. 2 
Zivilgesetzbuch) ein Vorgehen skizziert, das in der juristischen Methoden-
lehre während über 100 Jahren immer weiter und raffinierter ausgearbeitet 
wurde und auf das ich heute zurückgreifen kann: In einer hübschen lateini-
schen Wendung bezeichnet man dies als Lückenfüllung «modo legislatoris». 
Konkret bedeutet dies: Fehlt eine gesetzliche Regel, ist kein blosser Einzelfall-
entscheid zulässig. Vielmehr soll der Rechtsanwender eine generelle Regel 
bilden, so als wäre er ein Gesetzgeber, eben «modo legislatoris». Eine Regel 
sollte dies sein, die für gleichgelagerte Sachlagen angewandt werden kann und 
die sich als fair und gerecht erweist. Dabei ist das Gesamtgefüge der Rechts-
ordnung im Blick zu behalten, also alle Wertungsentscheide, die der Gesetz-
geber tatsächlich getroffen hat und die – wenngleich nur analog – auch für 
das konkrete, vom Gesetz nicht direkt beantwortete Problem beachtlich sein 
könnten.

Ich lasse nun also meinen Blick über die Rechtsordnung wandern und ver-
suche zu klären, wo ich Hinweise darauf finde, wie eine Regelbildung «modo 
legislatoris» aussehen müsste. Meine Suche hat Folgendes ergeben:

• � In der Schweizerischen Bundesverfassung lehrt mich das Diskriminie-
rungsverbot, dass u.a. Alter, Behinderung oder sozialer Status keine Rolle 
spielen dürfen. Eine direkte Anknüpfung an ein solches Merkmal erwiese 
sich also offenkundig als unzulässig.
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• � Eine Ebene unter der Verfassung finde ich im Krankenversicherungsgesetz 
weitere Anhaltspunkte für die Wertvorstellungen des Gesetzgebers. Die 
Kriterien Wirtschaftlichkeit, Wirksamkeit und Zweckmässigkeit einer 
Behandlung werden hier ausdrücklich gesetzlich fixiert. Das Bundesgericht 
leitet daraus ab, dass das Kosten-Nutzen-Verhältnis einer Behandlung eine 
Rolle spielen darf, ja sogar muss. Nun ist zu relativieren, dass sich die 
Rechtsprechung auf die Frage der Finanzierung bestimmter Behandlungen 
durch die Krankenversicherer bezieht und nicht auf die Ressourcenknapp-
heit im Pandemiefall. Dennnoch scheint mir, dass zwischen knappen finan-
ziellen Ressourcen, zu denen sich das Bundesgericht explizit äussert, und 
knappen Intensivpflegeplätzen ein Vergleich nicht völlig unangebracht ist. 
Ich gelange jedenfalls bei der Lektüre des Krankenversicherungsgesetzes 
zum Schluss, dass Überlegungen zur Nützlichkeit und Wirksamkeit einer 
Behandlung wenigstens dem Grundsatz nach zulässig sein müssen.

• � Ressourcenknappheit im Gesundheitswesen kennen wir im Übrigen auch 
anderswo, nämlich im Kontext der Organtransplantation. Die Zuteilungs-
kritierien bei Organknappheit sind allerdings nicht einmal gesetzlich gere-
gelt, vielmehr steigen wir nun nochmals eine Normstufe tiefer, auf die 
Ebene einer Verordnung, genauer: der Organzuteilungs-Verordnung. Die-
ser Verordnung entnehme ich, dass Dringlichkeit der Transplantation und 
auch deren Erfolgsaussichten zentrale Kriterien sind. Letztlich lese ich dar-
aus, dass – ähnlich wie im Krankenversicherungsrecht – die Nützlichkeit 
eine Rolle spielt. Wird der dringliche Fall bei vergleichbar guten Erfolgs-
aussichten zuerst behandelt, steigt nämlich die Wahrscheinlichkeit, dass 
letztlich beide Patienten noch rechtzeitig ein Organ erhalten und gerettet 
werden können.

• � Verlässt man vollends die demokratisch legitimierten Rechtsgrundlagen, so 
findet man auf der Website des Bundesamtes für Gesundheit, gut versteckt 
unter der Rubrik «Broschüren und Poster» einen Influenza-Pandemieplan 
aus dem Jahr 2018. In diesem ausführlichen Dokument wird für den Fall 
einer Überlastung des Gesundheitssystems als Triage-Kriterium explizit 
vorgesehen, dass die Rettung möglichst vieler lebensbedrohlich erkrankter 
Menschen im Vordergrund stehen muss.

• � Diese Betrachtungsweise wird schliesslich auch bestätigt durch neuere und 
neuste Richtlinien von medizinischen Standesorganisationen und Ethik-
kommissionen, unter anderem in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz: Massgebliches Kriterium, auch in der eingangs erwähnten Richt-
linie der SAMW, ist stets die kurzfristige Erfolgsaussicht. Wer wird, basie-
rend auf aktuellen intensivmedizinischen Erkenntnissen, mit grösserer 
Wahrscheinlichkeit die Intensivpflegestation lebend verlassen können?
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Ich fasse zusammen: Versuche ich aus rechtswissenschaftlicher Sicht, mit der 
Methodik, die mir zur Verfügung steht, also «modo legislatoris», die vom 
Gesetzgeber offengelassene Frage zu klären, wie in der Triage-Situation zu 
entscheiden ist, dann gelange ich zu folgendem Schluss: Die Erfolgsaussichten 
der Behandlung dürfen entscheidend sein, ja sie müssen sogar entscheidend 
sein.

Nun ist diese Erkenntnis für Sie womöglich selbstverständlich. Tatsächlich 
entspricht dies offenkundig auch dem, was meine Studierenden in der kleinen 
Befragung in den Vordergrund gerückt haben. Daher sollte ich in aller Kürze 
doch noch auf die in den Medien und anderswo geäusserten Gegenstimmen 
hinweisen: Nach der Veröffentlichung der Triage-Richtlinien der SAMW war 
unter anderem die Rede von Altersdiskriminierung und von einer Diskrimi-
nierung von Demenzkranken. Dies deshalb, weil Alter und schwere Demenz 
– wie übrigens auch zahlreiche andere Erkrankungen, etwa schwere Krebs-
erkrankungen – die Überlebenschancen eines Intensivpflegepatienten nach 
gesicherter medizinischer Erfahrung deutlich reduzieren. 

In der Kritik wurde aber auch vorgetragen, dass in der Triage-Situation einzig 
ein Zufallsentscheid zulässig sei, in Form entweder der zeitlichen Priorität 
oder eines Losentscheids. Dem möchte ich entgegenhalten, dass meiner Auf-
fassung nach Zufallsentscheide schlicht menschenwürdewidrig sind. Darf es 
entscheidend sein, ob ein Patient mit sehr schlechten Chancen zuerst im Spi-
tal ist und eine halbe Stunde später kommt ein Patient mit sehr guten Chan-
cen – er stirbt aber, während er darauf wartet, dass sich die Behandlung des 
zuerst eingetroffenen Patienten als hoffnungslos erweist? Oder ist das 
menschliche Leben einem Würfelspiel zugänglich? Darf man, muss man 
sogar Lose ziehen im Stationszimmer des Spitals? 

Ich meine: Nein, das darf man nicht. Ich finde denn auch weder in der Bun-
desverfassung noch sonst irgendwo in der Rechtsordnung einen gesetzgebe-
rischen Wertungsentscheid, der ein Zufalls- oder Losverfahren mit Bezug auf 
menschliches Leben oder Gesundheit vorsieht. 

Dazu kommt ein weiterer Gesichtspunkt, weniger aus rechtlicher, sondern 
vielmehr aus praktischer Perspektive: Würde man die Ärztinnen und Ärzte, 
die sich selber in Richtlinien für das Kriterium der Erfolgsaussichten ent-
schieden haben, zu einem Zufallsentscheid verpflichten, bestünde eine erheb-
liche Gefahr einer sogenannten «stillen Triage». Menschen mit schlechten 
Erfolgsaussichten würde gut zugeredet, sie sollten doch aus eigenem Antrieb 
auf die Verlegung ins Spital verzichten. Oder es wird mit Hoffnungslosigkeit, 
mit «Futility» der Behandlung argumentiert, obschon es eigentlich – jeden-
falls in Zeiten ohne Ressourcenknappheit – eine kleine Hoffnung gäbe. Kurz: 
Es bestünde das Risiko von intransparenten Entscheiden und versteckten 
Motiven.
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Ich komme zum Schluss: Es wäre zwar wünschenswert, dass der Gesetzgeber 
aktiv wird und für Situationen extremer Ressourcenknappheit im ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahren über Zuteilungskriterien entscheidet. So lange 
er dies nicht tut, kann ich als Rechtswissenschaftlerin – «modo legislatoris» 
– zur Lösung der Triage-Frage einen kleinen Beitrag leisten, der betroffenen 
Ärztinnen und Ärzten vielleicht ein kleines Stück hilft. 

Ich habe Sie in meinem Vortrag mitgenommen in die Gedankenwelt einer an 
einer Universität tätigen Juristin. Ich hoffe, dass ich Ihnen damit nicht nur das 
Thema Triage, sondern vor allem auch das, was wir an der Universität tun, 
etwas näherbringen konnte. 

Wir alle wünschen uns, dass Triage in der Schweiz nie Realität werden muss, 
dass wir die Pandemie vorher in den Griff bekommen. Wir können alle dazu 
einen Beitrag leisten – die Regeln kennen wir bestens.
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